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Widerſtände gegen den Oſtpatt. 


Es gibt nur zwei Mächte, die bedingungslos für den Bar- 
thouſchen Paktvorſchlag ſind: Frankreich und Rußland. Auf die 
ſtärkſten Widerstände ſtößt dieſer Vorſchlag bei Deutschland und Polen. 
Paris ift bemüht, dieſe Widerſtände zu überwinden. Deutſchland 
gegenüber bedient es ſich hierbei der engliſchen, Polen gegenüber der 
ruſſiſchen Hilfe. Bei Deutſchland ergeben ſich die Widerstände 
in erſter Linie aus der Gleichberechtigungs= bei Polen 
vor allem aus der baltiſchen Frage. Was zunächjt Deutſchland 
anlangt, Jo verjucht Paris die Sache Jo hinzuſtellen, als ob ſich jür das 
Reich mit einem eventuellen Beitritt zum Oftpakt die Ausſicht er— 
öffne, in den Genuß der gewünjchten Gleichberechtigung zu gelangen. 
Wie jteht es aber damit? Aus der dieſe Srage berührenden For- 
mel, die Paris und London miteinander vereindart 
haben, gehl eindeutig hervor, daß dort überhaupt nicht ernſthaft 
daran gedacht ijt, Deutſchland als Gegenleiſtung jür jeinen geforderten 
Beitritt zum Ojtpakt eine wirkliche Gleichberechtigung zuzuerkennen. 
Dieje Sormel beſagt nur, daß nach Auffallung der beiden Vegierun⸗ 
gen „der Abſchluß eines ſolchen Paktes und Deutſchlands Teilnahme 
an dem jetzt ins Auge gefaßten Syltem gegenſeitiger Garantien die 
beſte Grundlage bilden würden für die Aufnahme von 
Verhandlungen über den Abſchluß einer Konvention, die eine 
vernünftige Anwendung des Grundſatzes der deulſchen Gleich- 
berechtigung in einem Sicherheiltsregime für alle Nationen 
vorſehen würde“. Das heißt: Deutſchland ſoll keineswegs die volle 
Gleichberechtigung zuerkannt werden, ſondern es wird ihm lediglich 
die Möglichkeit von Verhandlungen über dieſe Frage in Aus- 
ſicht geſtellt. Aus dem Wortlaut der Sormel geht weiter her— 
vor, daß zwiſchen den beiden Regierungen Übereinſümmung darüber 
beſteht, daß Veutſchland bei den in Ausſicht geſtellten Verhandlun— 
gen nicht die volle, ſondern beſtenfalls nur ein „oer ⸗ 
nümftiges“ Maß von Sleichberechtigung zuzubilligen at. 
Was es aber im Falle der Gleichberechtigung Deutjchlands mit der 
von der Sicherheilspfuchoſe belaſteten franzöſiſchen „Vernunft“ auf lich 
bat, das haben die letzten Jahre zur Genüge bewiejen. Es ijt klar, 
daß Deutſchland Ji keinesfalls auf derartig un⸗ 
klare und offenlichtlich nicht ehrlich gemeinte Ver- 
tröftungen einlaſſen bann. . i 

Die Einſtellung Polens zum Oſtpakt ergibt lich vor allem aus der 
baltiſchen Frage. Darſchau befürchtet — und zwar nicht mit 
Unrecht —, daß feine baltische Politik durch das Suſtandekommen des 
Barthouſchen Paktes lahmgelegt wird. Es iſt zunächſt einmal gegen 
einen Suſammenſchluß der baltiſchen Staaten, jolange nämlich, als das 
polniſch-litauiſche Verhältnis nicht reſtos in ſeinem Sinne geblärt 
worden ijt. Läßt ſich aber ein Baltenblock, der jetzt im Suſtand der 
allger:einen Paktomanie Jo aktuell geworden ijt wie noch nie, nicht ver⸗ 
meiden, dann legt Warſchau ganz entfcheidenden Wert darauf, daß 
Polen hierbei die Führung erhält, und es wird ſich nicht 
damit einverſtanden erklären, daß ſich ein Sufammenſchluß der baltischen 
Staaten unter deutſchem, ruſſiſchem oder franzöſiſchem Protektorate 
vollzieht. Sraukreich wäre an Jich vielleicht nicht grundſätzlich abge⸗ 
neigt, Polen die Führung in der baltischen Angelegenheit zu über⸗ 
laſſen, wenn es dafür die polniſche Zustimmung zu ſeinem europäischen 
Paktjyitem eintauſchen könnte. Wenn es ſich trotzdem zu dieſem Gu⸗ 
geſtändnis offenbar nicht zu entschließen vermag, jo ſind hierfür wohl 
zwei Gründe maßgebend: Erſtens macht Rußland, das den Haupl- 
faktor im franzöſiſchen Paktjyjtem bildet, ſeinem polniſchen Nachbarn 
die Führung im Baltikum ſtreitig, weil es die damit verbundene Stär⸗ 
kung der politiſchen und militäriſchen Poſition Polens naturgemäß 
als unerwünscht ablehnen muß; und zweitens befürchtet Frankreich, 


daß ein im Baltikum machtpolitiſch verankertes Polen nur noch mehr 
als bisher dazu neigen würde, ſeine eigenen Wege zu gehen und ſich 
von dem Einfluß der franzöſiſchen Diplomatie zu befreien. Inwieweit 
das zutreffen würde, mag dahingeſtellt bleiben. Tatſa che iſt, daß 
Polen gegenwärtig den offiziellen Verhandlungen 
über den Oſtpakt auszuweichen beſtrebt iſt, zu 
gleich aber alle Hebel zur Löſung der baltiſchen 
Ssrageanfett, um erſt dann, wenn es hier Erfolg gehabt hat, ge- 
ſtützt auf Niga, Reval und vielleicht auch auf Kauen, zum Ofſtpakt 
endgültig Stellung zu nehmen. Oberſt Beck beſucht die Hauptſtädte 
Ejtands und Lettlands, um die Regierungen dieſer Staaten für ein 
gemeinſames Vorgehen in der Paktfſrage, d. h. für die Anerkennung 
des polniſchen Protektorats zu gewinnen. Sugleich wird Litauen 
gegenüber das täglich wechjelude Spiel der Verſuchsballons und Lie— 
bens würdigkeiten, der Freundſchaftsangebote und Gerüchte fortgeſetzl, 
um den Widerſtand des kleinen Nachbarn zu zermürben und ihm einen 
verſchleierten Verzicht auf Wilna abzuſchmeicheln, — etwa nach der 
Art eines angeblichen Vorschlages von polniſcher Seite, demzufolge 
Polen einige Grenzbezirke an Litauen abtreten, Wilna dagegen für 
die Dauer von 20 Jahren unter polniſchem Protektorat bleiben und 
dann über ſeine endgültige ſtaatliche Zugehörigkeit abſtimmen ſoll. Se- 
lingt Polen eine Sinigung mit den drei baltiſchen Staaten, dann wer— 
den ſeine Forderungen, die es in der Frage des Ojtpaktes zu ſtellen 
hat, naturgemäß an Nachdruck und Bedeutung gewinnen. Die Frage 
iſt nur, ob ſich die polniſchen Sorderungen dann mehr gegen die fran 
zöſtſchen oder gegen die deutſchen Intereſſen auswirken werden. 

Nun wiegen die Gründe, die auch nach einem etwaigen Erfolg in 
der baltiſchen Politik für eine weitere Oppoſition gegen die französi- 
chen Paktpläne ſprechen, zweifellos ſchwerer als die Ausſichten, die 
ſich für Polen dann aus einem eventuellen Wiedereinſchwenken in die 
franzöſiſche Linie ergäben. Man vergegenwärtige ſich einmal die poli- 
tische Karte Europas, auf der Deutſchland und Polen als kon- 
tinentale Binnenräume zwiſchen Frankreich und 
Sowjetunion k erſcheinen, und erinnere ſich dabei auch der Tat- 
ſache, daß der Hauptton des franzöſiſchen Pakt- 
Ju ſt ems auf dem Militärischen liegt. Deutjchland und Polen 
befinden ſich in den paktgemäß möglichen Sällen einer „gegenſeitigen 
Hilfeleiſtung“ ſtets in der gleichen mißlichen und gefahrbringenden Lage, 
die Schauplätze eines bewaffneten Sulammen= 
ſtoßes und die Durchgangsgebiete „verbündeter“ 
Heere zu merden. Ganz mit Recht hat man die Situation, in die 
Polen dadurch geraten könnte, daß ihm auf Grund des Paktes etwa 
jſowjetruſſiſche Cruppen gegen Deutſchland zu Hilfe geſchickt werden 
würden, mit der Lage verglichen, in der ſich das altpolniſche Reich wäh- 
rend der letzten Jahrzehnte vor 1772 befand. Wer will die Garantie 
dafür übernehmen, daß die Note Armee, die Trägerin eines revolutio— 
nären Sedankens, im gegebenen Salle nicht etwa „vergißt“, den polniſchen 
Boden wicder zu räumen? Polen hat allen Anlaß, derartige Möglich- 
keiten, die ſich aus dem Paktgewirr der franzöſiſchen Diplomatie er— 
geben können, in Erwägung zu ziehen. Es kann ſich nicht darauf der- 
laſſen, „daß es ſchon nicht Jo ſchlümm kommen wird“. „Der Pakt 
ohne Deutſchland“, ſchrieb Graf Romer im Wilnaer „Slowo“, 
„würde für uns den Verluſt der Vorteile bedeuten, 
die wir aus der deutſch-polniſchen Verſtändigung 
haben. Wir würden dafür an Stelle eines für uns Jo bequemen 
Bündniſſes mit Frankreich — eine ‚gegenjeitige Hilfe er- 
halten, die wir keineswegs wünſchen. Quidquid id est, 
timeo Danaos el dona ferentes (Was es auch ſei, ich fürchte die 
Danger, auch wenn ſie Gejchenke anbieten).“ Dr. K. 
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Memel unter Fremd herrſchaft. 


Die Siguatarmächte. 

Die Reichsregierung hat gegen die Entrechtung des 
Memelgebiets bei den Signatarmächten des Wemel- 
ftatuts Einspruch erhoben und dieſe an die Verpflichtung, die 
fie dem Deutſchtum des Gebietes gegenüber auf ſich ge= 
nommen haben, erinnert. Aber, wie zu erwarten war, iſt mit einem 
Eingreifen der Regierungen der Signatarmächte zugunſten des be— 
drängten Memeldeutſchtums nicht zu rechnen. Von Srank- 
reich hat das wohl auch von vornherein niemand erwartet. Der 
galliſche Chauvinismus, der in Barthou ſeine klaſſiſche Wiedergeburt 
erlebt, läßt eine Intervention zugunſten des „deutſchen Erbfeindes“ 
nicht zu. Der „heilige Egoismus“ Staliens ſieht in der Memel- 
frage keine Beranlaflung, ſich in diplomatiſche Unkoften zu ſtürzen. Und 
was London anlangt, Jo hat der Lordſiegelbewahrer Eden im Unter⸗ 
haus auf eine Anfrage hin zur Memelfrage in einer Weiſe Stellung 
genommen, die tupiſch für die derzeitigen Herren in Downingſtreet ijt: 
zu ſchwach, um gegen Frankreich aufzutreten, und zu „mo raliſch“, um 
Deutjchland ſein Necht zuzugeſtehen. Sir Simon, beſtätigte Eden, habe 
eine Note vom deutſchen Botſchafter erhalten, die über verſchiedene 
angebliche () Verletzungen des Statuts von feiten der litauiſchen Re- 
gierung Beſchwerde führt. Die britiſche Regierung habe die Lage in 
Memel mit reger Aufmerkſamkeit verfolgt und ſei bereits vor Eingang 
der deutſchen Note mit den Regierungen der anderen Signatarmächte 
in Verbindung getreten. Ein Eingreifen der Signatarmächte lehnte 
Eden jedoch ausdrücklich ab, indem er ſeiner Erklärung hinzufügte, daß 
Deutjchland, ſolange es außerhalb des Völkerbundes ſtehe, kein 
Recht zum Einſpruch in der Memelfrage habel England gibt der 
Welt durch dieſe Erklärung ſeines Lordſiegelbewahrers ju verſtehen, 
daß es eine Einlöfung ſeines gegebenen Wortes nur dann in Er— 
wägung zu Heben gedenkt, wenn es damit ſelbſt ein politiſches Geſchäft 
machen kann. Es will die Memelangelegenheit benutzen, um Frankreich 
zuliebe das ſelbſtändig gewordene Deutſchland wieder in die Netze des 
Völkerbundes zu locken. 

Überzeugen oder unterdrücken? 

Im Solgenden geben wir — zum Teil einem Vortrag von 
Prof. Dr. Oberländer folgend — einen Bericht über die unhalt⸗ 
bar gewordene Lage im Memelgebiet: 

Am 28. Juni wurde das deutſche Landesdirektorium Dr. Schreiber 
vom Memelgouverneur Dr. Xavakas ſeines Amtes enthoben. Das 
war gerade am 13. Jahrestag von Berfailles! Ein- 
dringlicher und beispielhafter als es hier geſchehen ijt, hätte keiner 
der zahlreichen Nutznießer dieſes Gewaltfriedens das durch Verſailles 
dem deutſchen Volke zugefügte Unrecht demonſtrieren können als 
es Litauen mit dieſem Gewaltſtreich getan hat, der eine neue ſchwere 
Notzeit über das dem Reich entriſſene Gebiet heraufbeſchworen hat. 
Muß dieſes Vorgehen der Litauer gerade am Jahrestage von Ver— 
ſailles, als in Deutſchland die Fahnen auf Halbmaſt ſtanden, nicht wie 
eine bewußte, zuniſche Provokation des deutſchen 
Volkes anmuten? 

Es gab für Litauen, als ihm das Memelgebiet von den Feinden 
Deutſchlands ohne Volksbefragung, ja entgegen dem deutlich erkenn- 
baren Willen der Gejamtbevölkerung des Gebietes, unter be— 
ſtimmten, im Memelſtatut festgelegten Bedingungen zugeteilt wurde, 
z wei ege, dieſes Land in ſein junges Gemeinweſen einzubeziehen: 
Der erſte, nach dem bisherigen Werdegang des litauiſchen Volkes 
ſehr unwahrſcheinlich, war der, in Großlitauen zu verjuchen, die 
Stufe eines über hundertjährigen Kulturunter⸗ 
ſchiedes durch eigene Leiſtungen zu überbrücken, 
um ſo auf die Memelländer eine Anziehungskraft auszuüben, während 
man gleichzeitig in Achtung der Autonomie und des fremden Volks- 
tums jede Schärfe und jeden Druck vermied. Der jweite Weg be— 
ſtand in einer Aſſimilierungspolitik nach ruſſiſchem 
Muſter, die je nach der außenpolitiſchen Lage langſamer oder 
ſchneller betrieben werden konnte. Dieſen zweiten Weg hat Litauen 
beſchritten; denn der erſte hätte wegen der kulturellen Unterſchiede 
und des bedeutend niedrigeren Geſamtniveaus Litauens wohl erſt 
nach mehreren Generationen zum Siele geführt. Es iſt natürlich 
viel leichter, gegenteilige Meinungen mit Machtmitteln, wie Kriegs- 
zuſtand, Preſſeknebelung und adminiftrative Strafen, zum Verſtummen 
zu bringen, als durch den Verſuch, durch eigene pojitive Leiſtung zu 
überzeugen. Das litauiſche Volk hat das Unglück gehabt, lange Seit 
unter fremder Herrſchaft leben zu müſſen. Es iſt die Tragik dieſes 
Volkes, in einem jahrhundertelangen berfrem⸗ 
dungsprozeß Jeiner Oberſchicht verluſtig ge⸗ 
gangen zu fein Wer wollte dem litauiſchen Volke einen Vor- 
wurf daraus machen, daß es unter Jolhen Bedingungen kulturell mit 
ſeinen weſtlichen Nachbarn, die ſich frei entwickeln durften, nicht 
Schritt zu halten vermochte? Der Nationalſozialismus achtet wie 
jedes, jo auch das litauiſche Volkstum. Er hat mit gewiſſen imperia- 
liſtiſchen Tendenzen und Ungeſchicklichkeiten vergangener Jahre nichts 
mehr zu tun. Aber er kann es daher auch um Jo weniger verſtehen, 
daß das litauiſche Volk, das die Unterdrückung, die ihm ſelbſt wider- 
fuhr, noch friſch im Gedächtnis hat, einem anderen, dem deutſchen 
Volkstum gegenüber, dieſelben Unterdrückungsmethoden anwendet. 

Die Autonomie als Bedingung. 

Wie widerſinnig der Gewaltakt der Abtrennung des Memelgebietes 

geweſen iſt, zeigt die Tatjache, daß die Feindmächte zunächſt überhaupt 


nicht wußten, was fie mit dem vom Reiche abgetretenen Gebiete an- 
fangen ſollten. Es wurde auf Grund des Artikels 99 des Verſailler 
Diktates von Deutſchland abgetrennt und zur Verfügung der alliierten 
und aſſoziierten Mächte gejtellt. Drei Jahre hindurch hing das Schick⸗ 
jal des Memelgebiets in der Luft. Es wurde durch Franzoſen ver- 
waltet, bis die Litauer, an dem erſten Cage, an dem die 
Stanzojfen in das Nuhrgebiet einbrachen, nämlich 
am 10. Januar 1923, ins Memelgebiet einfielen, die Franzoſen 
vertrieben und es ſchließlich nach langen Verhandlungen auf der Bot⸗ 
ſchafterkonferenz in Paris und im Völkerbundrat in Genf unter der 
ausdrücklichen Bedingung der Gewährung einer ziemlich 
weitgehenden territorialen Autonomie in Geſetz⸗ 
gebung, RNechtſprechung, Verwaltung und Sinan 
zen zugeſprochen erhielten. Nach Artikel] der Memel 
konvention iſt Litauen die Souveränität über das Gebiet 
von den alliierten und ajjoziierten Mächten nur unter dem 
Vorbehalt der in dem Abkommen feſtgeſetzten 
Bedingungen übertragen worden. Hat Litauen nun dieſe 
feſtgeſetzten Bedingungen erfüllt? Dieſe Frage iſt nicht ſchwer zu be⸗ 
antworten, wenn man bedenkt, daß der Kampf um die Autonomie des 
Memellandes jo olt ift wie die Autonomie ſelbſt. Weshalb hat das 
Memelgebiet die Autonomie erhalten? Dieſe Frage hat eine inter- 
nationale Kommijjion des Völkerbundes im Jahre 1923 in einem Sut- 
achten ſelbſt beantwortet, in dem ſie ſich davon überzeugt und wörtlich 
zum Ausdruck gebracht hat, daß „die frühere deutſch- ruf 
Jiſche Grenze, die das Memelgebiet vom übrigen 
Litauen trennt, eine Scheidewand zwiſchen Welten, 
eine Grenze zwiſchen Europa und Alien darſtellt“. 
Deshalb hat man es nicht auf ſich nehmen können, das Memelgebiet zu 
einer gewöhnlichen litauiſchen Provinz zu machen, Jondern 
hat ſich zur Schaffung eines autonomen Gebildes entſchloſſen, um, mit 
der Präambel des Autonomieſtatutes zu reden, „die überliefer- 
ten Rechte und die Kultur feiner Bewohner zu er⸗ 
halten“. Und daß dieſe Kultur die deutſche iſt — wer möchte das 
in Abrede ſtellen? Die Autonomie wurde alſo verliehen, um der Be- 
völkerung ihre deutſche Kultur zu erhalten — denn eine andere 
gibt es dort nicht! Sewiß haben im nördlichen Ostpreußen Bewohner 
litauiſcher Zunge gelebt, aber nicht vor den Deutjchen, ſondern nach 
ihnen, indem ſie als Siedler herübergeholt wurden, von der Ordenszeit 
an bis in die letzten Jahrhunderte hinein. 
s Jahre Kriegszuſtand im Memelgebiet. 

Mehr als zehn Jahre hat Litauen mit allen ihm 
zu Gebote ſtehenden Mitteln dieſe deutſche Kultur 
zu unterdrücken verſucht. Es ijt bekannt, daß das Memel- 
gebiet ſeit 1926 unter dem Kriegs zuſtand ſteht, der ſeinem 
ganzen Charakter nach ein ſehr bequemes Werkzeug darſtellt, um die 
zivilen autonomen Behörden vollkommen auszufchalten, deutſche Preſſe, 
deutſche Gerichtsbarkeit, deutſches Vereinsweſen, Verfammlungs- 
freiheit uſw., alle durch Artikel 33 der MWemelkonvention garantierten 
Rechte außer Kraft zu ſetzen. Bekannt iſt noch, wie vor längerer Zeit 
der Kriegskommandant mit Militär iv das Memeler Gefängnis ein- 
fiel, um litauiſche Gefangene zu befreien und ſie der zuſtändigen Ge— 
richtsbarkeit des Memelgebiets gewaltſam zu entziehen. Die zahlreichen 
adminiſtrativen Beſtrafungen von Memelländern durch den Kriegs- 
kommandanten ſtellen eine ganz beſondere „Ehrentafel“ dar. Alljährlich 
werden Hunderte von Memelländern ganz belangloſer Sachen wegen 
mit hohen Sreiheits- und Geldſtrafen oder nach altruſſiſchen Methoden 
mit Verbannung in die entlegenſten Ceile des Staates beſtraft. Die 
Beſtrafungen mit Geld gehen allmählich in die Hunderttauſende und 
ſtellen eine gute Einnahmeguelle der Kauener Regierung dar. Im 
Jahre 1933 wurden 1% Perſonen mit Geldſtrafen von zufammen 
43 530 Lit oder 4173 Tagen Gefängnis und 96 Nlonaten VBerban- 
nung bejtraft. In den erſten 5 Monaten 1934 wurden vom Kriegs- 
kommandanten rund 70 Perſonen mit einem Gejamt- 
betrage von 39000 Lit bzw. mit rund 2600 Cagen Se- 
fängnis und 45 Monaten Verbannung beſtraft. Alle dieſe Be- 
ſtrafungen richten ſich faſt ausnahmslos gegen den deutſchen Teil der 
Bevölkerung und werden als unerhörter Terror empfunden. 
Alle politiſchen Verſammlungen der deutſchen 
Parteien ſind Jeit faſt einem Jahr verboten, wäh⸗ 
rend die litauiſchen Parteien beliebig Verſammlungen abhalten und in 
den ſchärfſten Neſolutionen gegen die Mehrheit der Bevölkerung und 
die autonomen Behörden hetzen dürfen. Auch alle kulturellen 
Organifationen, Sport-, Curn-, Geſangvereine ſowie Verbände 
der Seuerwehr, Kameradſchaftsvereine und Schulvereine bedürfen zu 
Verſammlungen und Vorſtandsſitzungen der Genehmigung des Kriegs- 
kommandanten, die immer wieder verſagt wird. Werden die Satzungen 
uſw. genehmigt, jo werden fie im Auftrage des Rriegskommandanten 
durch die litauiſche politiſche Polizei überwacht, die 
übrigens im Memelgebiet ſtatutwidrig eingeführt worden ift. 

Die Verdrängung der deutſchen Beamten und Lehrer. 

Um die wenigen deutſchen Lehrer und Richter, die im Memelgebiet 
auf Grund der geltenden Beſtimmungen beſchäftigt waren, zu beſeitigen, 
griff man im Herbſt vorigen Jahres zu einer ganz beſonderen Alethode. 
Man brachte ein Geſetz heraus, nach dem alle reichsdeut- 
ſchen Beamten einer ſogenannten Arbeitsgenehmi⸗ 
gung bedurften. Schon vorher hatte der Gouverneur das nach 
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Artikel 5, Siffer 7 des Statutes den autonomen Behörden zuftehende 
echt, die Aufentbaltsgenebmigung zu erteilen und zu 
entziehen, ſtatutswidrig für ſich Anjpruch. Jetzt führte er auch noch 
die Arbeitsgenehmigung ein. Beide müllen boch bezahlt werden 
und werden willkürlich gegeben oder entzogen. So 
wurde kurz dor Weihnachten 1935 eine Liſte von Jos Beamten 
veröffentlicht, die zum Teil binnen kürzeſter Stijt das Memel⸗ 
gebiet verlaflen mußten. Sowohl die Regelung der Aufenthalts- 
wie der Arbeitsgenehmigung ſtellt einen groben Rechtsbruch dar. 
Nach Artikel 31 des Memelltetuts ſteht dem Direktorium, alſo 
der autonomen Behörde, das Recht zu, zur Aufrechterhaltung des 
Schulweſens Lehrkräfte deutſcher Staatsangehörigkeit anzuftellen. Das 
Direktorium allein ift auch berechtigt, fie zu entlaſſen. Es iſt 
lediglich dann verpflüchtet, fie zu entlaſſen, wenn der Souverneur 
den Nachweis erbringt, daß ſie durch ihre politiſche Einftellung die 
Sicherheit des Staates gefährden. Der Gouverneur hat in keinem der 
vorgekommenen Sälle dieſen Nachweis geliefert; er hat nicht einmal 
den Verſuch hierzu unternommen. 


Einfetzung eines litauiſchen Schulreferenten. 


_ Einen ſchweren Schlag führte der Gouverneur gegen das deutſche 
Schulweſen des Memelgebietes, indem er vor einiger Seit einen be- 
londeren (natürlich litauiſchenß) Schulreferenten ernannte und 
dieſem das geſamte memelländiſche Schulweſen unterstellte. Es ift klar, 
daß von einem autonomen Schulweſen keine Rede 
mehr ſein kann, wenn ein Beauftragter des Gou- 
verneurs die memelländiſchen Schulen beauf- 
lichtigt. Aus dem Protokoll einer Sitzung der mit der Schaffung 
des Statuts beauftragten internationalen Kommiſſion vom Februar 
1924 geht hervor, daß der Vertreter Litauens, Sidzikauskas, 
klipp und klar erklärt hat, daß in bezug auf die S ch ula ufficht im 
Memelgebiet kein Sweifel darüber beſtehen kann, daß für fie nur die 
autonomen Behördenallein zuftändig find. Dieſe Einſtellung 
des litauiſchen Bevollmächtigten ſcheint man in Lirauen jetzt ganz ver- 
geſſen zu haben. An dieſem Standpunkt hatte auch der jetzt gewaltſam 
beseitigte Präsident Dr. Schreiber feſtgehalten und demgemäß den 
Lehrern verboten, den Schulreferenten des Gouverneurs ohne Beglei⸗ 
tung von Vertretern des Direktoriums in die Schulen zu laſſen. Die 
Lehrer, die danach handelten, wurden verhaftet, obwohl das 
Direktorium als vorgeſetzte Behörde für ihr Ver- 
halten die volle Verantwortung übernommen 
hatte. Auch der memelländiſche Landtag hatte ſich mit der Schul— 
angelegenheit beſchäftigt, ſich gegen das Vorgehen des litauiſchen 
Schulreferenten gewandt und für dieſen Gegenſtand eine Volks 
befragung beantragt, was nach dem Statut Artikel 38 durchaus zu- 
läſſig iſt. Die Folge davon war, daß der Gouverneur die Seſſion des 
Landtages ſchloß, obwohl er nach Artikel 12 des Statuts eine ſolche 
500 ohne Zuftimmung des Direktoriums zu treffen nicht be— 
rechtigt iſt. 


Die Lahmlegung des WMemellandtages. 


Nach den Veſtimmungen des Statuts jtellt der von der Bevölke⸗ 
rung zu wählende Landtag die Grundlage für die ganze Autonomie 
des Memelgebietes dar. Nicht allein, daß ibm die Geſetzgebung zu- 
fällt, auch die Exekutive, das Direktorium, muß nach Artikel 17 das 
Vertrauen des Landtages als der Vertretung der Bevölkerung haben. 
Seit 1925 Jind im Memelgebiet vier Landtage gewählt worden, 
und alle haben ſie trotz aller Gegenmaßnahmen von litauiſcher Seite 
eine überwältigende deutſche Mehrheit gehabt. 
So wies der erſte memelländiſche Landtag unter 29 Abgeordneten 
nur 2 Litauer auf, der zweite Landtag 4, der dritte und vierte Land- 
tag je 5; und das, obwohl viele Memelländer im Laufe der Jahre 
für Oeutſchland optiert und die Litauer Jehntauſende von Perſonen 
aus Großlitauen, zum Teil künſtlich bzw. gewaltſam, eingebürgert 
hatten. Die Wahlen zur Landwirtſchafts kammer vom 
Oktober 1933 brachten den Litauern von über 30 Abgeord ; 
neten nur einen einzigen Sitz ein. So ſieht es aljo mit 
dem angeblich litauiſchen Alemelland aus! Kein Wunder, wenn ſich 
die Litauer mit Händen und Füßen gegen eine Befragung der Be⸗ 
völkerung wehren. Das ift ſogar den Signatarmächten aufgefallen. 
Daß der Landtag ſtets mit den größten Schwierigkeiten zu kämpfen 
bat, verjteht ſich nach dem Sejagten von ſelbſt. Er ift — ſelbſt nach 
der Meinung des Haager Gerichtshofes — ſtets widerrechtlich auf⸗ 
gelöft worden. Sajt gegen alle Geſetze, die er beſchloſſen hat, legte 
der GSoudberneur ſein Veto ein. Nur wenn ein Druck von 
außen her eingeſetzt wurde, find die Wünfche des Landtages in bezug 
auf die Bildung des Direktoriums berückſichtigt worden. Von den 
16 Direktorien haben nur 2 das volle Vertrauen 
des Landtages und damit der geſamten Bevölke⸗ 
rung des Memellandes gehabt. Das waren die Direk- 
torien Böttcher und Dr. Schreiber; fie wurden beide ge- 
waltſam entfernt. 


Die Abſetzung Dr. Schreibers. 


ie am 28. Juni erfolgte Abſetzung Schreibers bildet nicht nur 
eiue Helen des Niemelſtatuts, ſondern auch eine jolche des 
Haager Schiedsgericht surteils vom Augult 1932. 
Darin wurde beſtimmt, daß der ‘Prälident nur abberufen werden darf, 
falls er gegen die litauſſche Berfallung verstößt, 
gegen internationale Verträge Litauens handelt 
oder feine Kompetenzen überſchreitet. Alle dieſe 
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Gründe liegen bei Or. Schreiber nicht vor. Schon vor Monaten 
hatte der Gouverneur allerlei Angriffe gegen den Präſidenten 
Schreiber gerichtet. So hatte er bereits im März deſſen Rücktritt 
verlangt und ihm ein Ultimatum geſtellt. Als Schreiber ſich nicht 
einschüchtern ließ, wurde im Gouvernement ein Celegramm ver- 
faßt und mit Hilfe des jüdiſchen Schriftleiters der in deutſcher Sprache 
in Memel erſcheinenden litauiſch gerichteten Zeitung „Oſtſee-Beobachter“ 
an die Telegraphenagenturen von 16 Staaten verfchickt, in dem 
Schreiber und ſeiner Verwaltung Korruption vorgeworfen wurde. Der 
Sweck dieſes jüdiſchen Tricks war, Schreiber moralisch zu erledigen 
und ihn auf dieſe Weiſe zum Rücktritt zu zwingen. Ohne Erfolg. Auch 
alle anderen Druckmittel verjagten. Or. Schreiber hat ſich tapfer 
geſchlagen und ſich in dieſem ganzen Vorgehen ſtets auf den Rechts- 
Jtandpunkt geſtellt und alle Ansinnen in korrekter, ſtets vornehmer 
und ſachlicher Weile zurückgewieſen. Er hat ſich auch durch keine 
noch Jo maßloſe Hetze der litauiſchen Zeitungen und durch keinerlei 
Bedrohungen und Beſtrafungen zu einem unüberlegten Schritt hin⸗ 
reißen laljen. So blieb dem Gouverneur ſchließlich nichts anderes 
übrig, als zu einer völlig verlogenen Begründung Jeine Zuflucht zu 
nehmen. Dem Präſidenten wurde der Vorwurf gemacht, „eine anti- 
ſtaatliche nationalſozialiſtiſche Bewegung“ im Memelgebiet unterjtützt 
und großgezogen zu haben, die ſich zum Ziele geſetzt haben Joll, das 
Gebiet mit Waffengewalt von Litauen zu trennen. Tinen Beweis für 
dieſe Behauptung ijt man natürlich ſchuldig geblieben. 

Sormell it die Abſetzung auf Grund des ſogenannten Suchthaus— 
geſetzes erfolgt. Wenn man ſich dieſes „Sejet zum Schutze von 
Solk und Staat“ vom 8. Februar 1934 einmal betrachtet, jo weiß 
man nicht mehr, wie jetzt ein Bürger noch ſeinem Volkstum 
treu und zugleich ſeinem Staate gegenüber lopal 
bleiben ſoll. Nach dieſem Geſetz ſteht jeder Staatsbürger eines 
anderen als des litauiſchen Volkstums täglich mit einem Fuße im Sucht 
haus. Dieſes Geſetz iſt ein Ausnabmegejet gegen das 
deutſche Volkstum. Es iſt das kein Geſetz zum Schutze von 
Volke und Staat, Jondern ein Geſetz zur vollkommenen Vernichtung der 
memelländiſchen Autonomie. Seine VBeſtimmungen gehören zu jenen 
Kautſchukparagraphen, bei denen man niemals weiß, ob man ſich gegen 
die Bestimmungen vergangen hat oder nicht. Daß übrigens im Memel 
gebiet eine erhebliche Alißſtimmung gegen Litauen bejteht, ijt wahr- 
baftig kein Wunder. Die litauiſchen Gewalthaber haben alles getan, 
um dieſe Mißſtimmung zu wecken und ſtetig zu ſteigern. Die litauiſche 
Regierung hat dem Alemelgebiet gegenüber von den Machtmitteln des 
Souveräns nicht mit dem Cakt Gebrauch gemacht, der angefichts der 
Tatjache geboten wäre, daß das Memelgebiet ohne Befragung und 
gegen den Willen der Bevölkerung an Litauen angegliedert wurde. 
die hat durch ihre Maßnahmen im Memelgebiet, die nach inter- 
nationalen Sejtjtellungen in vielfacher Hinſicht rechtswidrig lind, und 
dem durch das Statut geſchützten Empfinden der Mehrheit der DBe- 
völkerung widerſprochen und damit im Memelgebiet eine Stimmung 
geſchaffen, die die Bevölkerung letzten Endes zur Verzweiflung 
treiben muß. 


Litauiſche Gebiets anſprüche. 


Um auf das Ausland Eindruck zu machen, wurde die Tätigkeit 
der memelländiſchen Parteien in Verbindung mit der NS D A P. im 
Deutſchen Reiche gebracht. Es genügt, auf die öffentliche Erklärung 
des Stellvertreters des Führers vom 17. Juni 1933 zu verweilen, nach 
welcher es die NSDAP. ablehnt, ſich in die inneren Angelegenheiten 
anderer Staaten einzumiſchen. In dieſem Sinne iſt auch von allen 
autoriſierten verantwortlichen Stellen im Reiche gearbeitet worden. 
Ganz anders aber klingen die öffentlichen Verlautbarungen verant- 
wortlicher litauiſcher Stellen, indem in ganz unverhüllter Form in 
der litäuiſchen Öffentlichkeit ſtändig Anſprüche Litauens auf 
Teile Oſtpreußens erhoben werden. So hat zum Beiſpiel 
der Rektor der Univerſität Kauen, Profeſſor Römeris, der Ver- 
treter Litauens beim Internationalen Gerichtshof im Haag, in einem 
Vortrag in Memel am 4. Mai d. J. erklärt, entweder bleibe Oſt⸗ 
preußen, wie es heute ſei — dann werde das litauiſche Memelgebiet 
immer wieder der Gefahr ausgeſetzt ſein, überfallen zu werden, oder 
der Cilſiter Teil Kleinlitauens werde von Oſtpreußen abgetrennt und 
Litauen zurückgegeben. Dann erſt ſei das Memelgebiet geſichert. 
Leider aber habe Litauen in der Politik Europas nicht, allein zu 
beſtimmen. Sogar der frühere litauiſche Außenminiſter Saunius 
hat einmal in einer Nundfunkrede von den Kirchenglocken im oſt⸗ 
preußiſchen Stallupönen geſprochen, deren Klänge die Wünſche der 
„unerlöften litauiſchen Brüder nach Großlitauen“ hinübertrügen. Als 
ein anderes charakteriſtiſches Beispiel der Agitation der ktauiſchen 
Preſſe für eine Serſchlagung Oſtpreußens ſei hier noch der „Vakaru 
Vetra“ vom 2. Mai 1934 angeführt, der erklärt, die Litauer müßten 
u. a. Königsberg, Inſterburg, Gumbinnen und Labiau, aljo wichtigste 
Städte Oftpreußens, für ſich beanſpruchen. Wenn dieſen Anjprüchen 
ſachlich auch keine beſondere Bedeutung beizumeſſen ist, Jo it, ihre 
Diskujfion in der litauiſchen Öffentlichkeit immerhin doch geeignet, 
die deutſche Grenzbevölkerung zu beunruhigen und die Spannungen 
in den deutſch⸗-litauiſchen Beziehungen zu vergrößern. Es iſt nicht 
bekanntgeworden, ob die litauiſche Regierung ihren Einfluß dahin 
geltend gemacht hat, daß derartige die internationale Atmoſphäre ver⸗ 
giftende Äußerungen unterbleiben. Dieſe Agitation hat eine Auf⸗ 
peitſchung der nationalen Leidenſchaften zur Folge, die im Olten einen 
ungeſunden Zuftand hervorrufen muß. Es läge beſtimmt im Intereſſe 
Litauens, nicht anderen ſchwerſte Vorwürfe zu machen und dabei ſelbſt 
mit dem Feuer zu ſpielen. 
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Die Beſeitigung der kommunalen Selbſtverwaltung. 

Die Entwicklung geht weiter: Durch eine Anderung des Sucht- 
hausgeſetzes „zum Schutze von Staat und Volk“ iſt dem 
Gouverneur das „Recht“ zuerkannt worden, die Angehörigen von auf- 
gelöſten jtaatsfeindlichen Verbänden und Organisationen vom ak- 
tiven und paſſiven Wahlrecht auszuſchließen. Durch 
die Auflöſung dreier deutſcher Parteien haben jetzt bereits 15000 Deut- 
ſche im Memelgebiet ihr Wahlrecht verloren! Der rechtswidrig ins 
Amt eingeſetzte Präſident des Memeldirektoriums, Reisgys, hat 
in einem Interview dem Vertreter der Kauener „Lietuvos Sinios“ 
„die Reorganiſation auf verwaltungstechniſchem 
Gebiet“ als eine Jeiner wichtigſten Aufgaben bezeichnet. Es wäre 
bereits ein Geſetzentwurf ausgearbeitet, durch den die Gemeinde- 
vertretungen beſeitigt werden ſollen. Die Verwaltung der 
Gemeinden ſoll den Amtsbezirken übertragen werden. Weiter Jollen die 
beſtehenden Landratsämter verſchwinden und ihre Cätig⸗ 
keit dem Direktorium übertragen werden. Angeblich joll diefe Ver— 
waltungsreform aus „Sparjamkeitsgründen“ erfolgen. Worum es Jich 
in Wirklichkeit handelt, geht aus der Ankündigung des Litauers her- 
vor, daß ſämtliche Angeftellten und Beamten ent- 
la] ſen werden ſolleu, die die litauiſche Sprache nicht 
genügend beherrschen oder „ſtaats feindlich“ ein- 
geſtellt jind Eine ſolche Maßnahme würde das völlige 
Ende auch der kommunalen Selbſtverwaltung im 
Memelgebiete bedeuten. 

Die Beamtenentlaſſungen. 

Von litauiſcher Seite wurden am 22. Juli folgende Angaben 
über den bisherigen Umfang der Eutlaſſungen, Dienſtenthebungen und 
Strafverſetzungen memelländiſcher Beamten und Angeſtellten gemacht. 
In litauiſchen Dienſten, d. h. bei der Siſenbahn, bei der 
Poſt und Sollweſen waren etwa 400 Memelländer befchäftigt. 
Von ihnen waren bis zu dem angegebenen Termin bereits 

75 ohne Entſchädigung friſtlos entlaſſen und 

135 nach Großlitauen jtrafverfett, wo fie den übelſten Schikanen 
und Demütigungen ausgeſetzt ſind. So ſind Sälle bekannt, in denen 
Schalterbeamte Aborte reinigen mußten und ihnen auf ihre DBe- 
ſchwerden hin erklärt wurde, ſie jollten erſt einmal die litauiſche 
Sprache erlernen, ehe ſie den Anjpruch auf Ausübung ihres regulären 
Dienjtes erheben. 

Bei den autonomen Organen des Memelgebietes waren etwa 
809 Beamte beſchäftigt. Von ihnen waren bis zu dem genannten 
Termin 160 entlajjen bzw. gekündigt, und zwar: 

4 Gerichtsräte 

3 Landräte, 

4J Referendare, 

2 Kreisärzte, 

3 Kreistierärzte, 

20 Anitsvorſteher, 

5 Stadträte, 

der Oberbürgermeiſter Dr. Brindlinger und der Direktor des 

Memeler Stadttheaters H. Albers friſtlos entlaffen; 

20 Referendare zum 1. Oktober d. J., 

3 Direktoriumsbeamte zum 1. Auguſt d. J., 

2 Direktoriumsbeamte zum 1. Oktober d. J., 

12 Oirektoriumsangeſtellte zum 1. Oktober d. J., 

17 Polizeibeamte zum 1. Auguſt d. J., 

37 Juſtizbeamte zum J. Oktober d. J. und 

35 Sorſtbeamten gekündigt. 

jo reichsdeutſche Beamte und Lehrer waren bereits bis zum 

J. Juli d. J. endgültig entlaſſen. “ 

Weitere ESntlaſſungen von Lehrern, Beamten und Be- 
hördenangeſtellten eben bevor. Die Reihe der Verhaftungen 
und Verurteilungen wächſt von Tag zu Tag an. Dem bereits ſeines 
Amtes enthobenen Stadtſchulrat Meier, der das Memelgebiet in 
Genf zu vertreten pflegte, Joll wegen einer aus dem Jahre 1932 
10 Angelegenheit der Prozeß wegen „Spionage“ gemacht 
werden. 

Die memelländiſchen Beamtenrechte werden von den 
neuen Gewaltherreu, die ſich von überall her jetzt in dieſem deutſchen 
Gebiet zuſammengefunden haben, mit Füßen getreten. Hunderte von 
Beamten und Angeſtellten und mit ihnen einige tauſend Familien- 
angehörige, alles Menſchen, die im Lande geboren, hier aufgewachſen, 
mit ihm durch ihre Arbeit aufs engſte verbunden ſind, werden von 
landfremden Beutemachern nach den Methoden, die früher 
einmal in der ruſſiſchen Deſpotie üblich waren, aus ihren Stellen ver- 
drängt und auf die Straße geworfen, ohne Ausſicht, in ihrer Heimat 
ein weiteres Fortkommen zu finden. In raffinierter Weiſe verſuchen die 
neuen Gewalthaber jetzt, die Notlage der Entlaffenen ihren 
weiteren Swecken dienſtbar zu machen. Sie lügen ihnen vor, daß ſie 
wieder in ihre Stellen eingeſetzt würden, wenn ſie einen Schein unter- 
ſchrieben, in dem ſie erklären, aus den Jogenannten „ſtaatsfeindlichen“ 
Organisationen nunmehr austreten zu wollen. Daß einer von denen, 
die in ihrer Not ſich etwa zu einer Jolchen Unterſchrift bereitfinden 
ſollten, wieder eingeſtellt würde, muß man dabei von vornherein als 
unwahrſcheinlich bezeichnen. Den Litauern kommt es bei dieſer Er- 
preſſertaktik vielmehr nur darauf an, mit dieſen Dokumenten dann die 
„Staatsfeindlichkeit“ der von ihnen gefürchteten und aufgelöſten Par- 
teien und Verbände zu „beweiſen“. Auch das iſt wieder ein Beleg 
dafür, wie kläglich es in Wirklichkeit um das „belaſtende Material“ 
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Stehen muß, das die litauiſchen Behörden gegen die nationalſozialiſti⸗ 
ſchen deutſchen Parteien ins Feld führen können. Wenn die Beſchul⸗ 
digungen, die ſie erheben, bieb- und ſtichfeſt wären, dann hätten die 
Litauer gar keinen Grund, die Durchführung des Prozeſſes gegen 
Dr. Neumann und die anderen rund 150 deutſchen Alemelländer, die in 
den Gefängniſſen ſejlgehalten werden, von Woche zu Woche und von 
Monat zu Monat hinzuzögern. Dann hätte der Gouverneur 
Dr. Navakas ]. 5. auch keinen Grund gehabt, dem Präfidenten 
Dr. Schreiber das „Material“ gegen die beschuldigten Beamten der 
autonomen Behörden vorzuenthalten, um deſſen Mitteilung er wieder- 
holt dringend gebeten wurde. 
Vntautas und das Aemelgebiet. 

Alles, was die litauiſchen Behörden in letzter 
Seit im Memelgebiet unternommen haben, iſt 
rechtswidrig und aher ungültig. Die Abſetzung des deut 
ſehen Direktoriums ijt unter Verletzung des Memelſtatuts erfolgt. 
Alle darauf folgenden Maßnahmen müſſen daher jeder Nechtsgrund⸗ 
lage entbehren. Das litauiſche Direktorium Neisgus iſt illegal; jeine 
Verfügungen und Amtshandlungen können demgemäß keine Rechts- 
kraft beſitzen. Nicht nur das verbriefte, Jondern auch 
das moraliſche Recht ſteht auf ſeiten der Deutſchen. 
Ihnen gehört dieſes Land, das fie der Wildnis entriſſen haben, ſeit 
den Tagen des Ordens. Wollen die größenwahnſinnig gewordenen 
„Befreier“ des Memelgebietes den Größten ihrer Geſchichte, den 
Großfürſten Vutautas, des Landes- und Volksverrates beſchuldi— 
gen, indem ſie vom „urlitauiſchen“ Memelland ſprechen und die deui- 
chen Schöpfer und Geſtalter dieſes Landes als „hergelaufene Fremde“ 
beſchimpfen? Haben ſie nichts vom Frieden am Melnofee im 
Jahre 1422 gehört? Glauben ſie, daß Vutautas dem damals be- 
ſiegten Deulſchen Orden dieſes Land an der Memel gelajjen hätte, wenn 
dieſes damals von Menſchen litauiſchen Stammes bewohnt geweſen 
wäre? Die Tatjache, daß Vytautas einen Anspruch auf den Land- 
ſtreifen rechts des Memelſtromes, der heute als Memelgebiet ein 
europäiſcher Unruhefaktor geworden iſt, nicht erhoben hat, ift ein 
Beweis für die Unhaltbarkeit der Behauptung vom „urlitauiſchen“ 
Charakter dieſes Gebietes — und zwar ein Beweis, an dem gerade 
il 5 ihre größere Vergangenheit ſtolzen Litauer nicht vorbeigehen 
Jollten 

Der Kopf des Gouverneurs. 

Das Memelgebiet ift heute zu einem Objekt ge- 
worden, an dem gewilſſe Politiker glauben, ihren 
Shrgeiz befriedigen zu können. Die eigentlich treibende 
Kraft der Vergewaltigungsaktion iſt der Gouverneur Dr. Nada⸗ 
kas. Der damalige Außenminiſter Saunius wollte von einer wei- 
teren Verschärfung des Memelkurſes, wie Navakas fie wünſchte, in 
richtiger Erkenntnis der außenpolitiſch bedrängten Lage feines Staates 
nichts wiſſen. Wenn Saunius im Anſchluß an den Woldemaras-Putſch 
zurücktreten mußte, jo hat er das in erjter Linie dem Memelgouverneur 
zu verdanken, der ſich durch den Außenminiſter in der Befriedigung 
jeines perſönlichen Geltungsbedürfniſſes beeinträchtigt fühlte und die 
Abweſenheit des Miniſters benutzte, um deſſen Stellung im Kabinett 
und vor allem beim Staatspräfidenten Smetana zu untergraben. So- 
weit bekannt, hat es auch im Kreiſe des umgebildeten Kauener Kabinetts 
Bedenken gegen eine Verſchärfung des Memelkonfliktes gegeben. 
Aber Navakas hat es verjtanden, dieſe Bedenken zu überwinden, in- 
dem er dem Staatspräſidenten gegenüber die alleinige Verantwortung 
für ſeine Politik zu übernehmen verſprach. Nadakas kämpft 
heute um ſeinen Kopf. Scheitert er, dann iſt ſeine 
politiſche Karriere erledigt. Man geht alſo nicht fehl, wenn 
man jagt, daß alles, was heute im Memelgebiete geſchieht, deshalb ge- 
ſchieht, weil ein Gouverneur von dem Ehrgeiz beſeſſen iſt, eine große 
politiſche Rolle zu ſpielen. Das heißt allerdings nicht, daß ſich die 
Regierung in Kauen von der Verantwortung für die Memeler Vor- 
gänge freimachen könnte. Sie hätte es jederzeit in der Hand, dem 
wüjten Treiben ihres Beauftragten in Memel ein Ende ju machen. 
Sie hat dazu noch keinerlei Auſtalten getroffen. Sie hat vielmehr dem 
Gouverneur, der nicht nur das Memelgebiet unterdrückt, ſondern mit 
dem Schickjal des ganzen Staates ein leichtſinniges Spiel treibt, keine 
Unterstützung versagt. Sie duldet und fördert alles, was dort an 
Rechtsbrüchen und Terrorakten geſchieht Sie leiht dem Gouverneur 
ihre Hilfe auf diplomatiſchem Gebiet und in der Preſſe. Sie läßt es 
zu, daß ein Untergebener ihr die politiſche Linie, die ſie einzufchlagen 
hat, vorſchreibt. Sie unternimmt nichts dagegen, daß ſich der Gouver⸗ 
neur zur Durchführung ſeiner Politik der fragwürdigſten Elemente 
bedient, deren moraliſche Sweideutigkeit das litauiſche Bolle in ſeiner 
Geſamtheit in Mißkredit bringt. Wer regiert eigentlich in Litauen: 
Navakas oder Smetona? Der Gouverneur oder der „Führer“? 
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Anverzüglich müſſen Neubeitellungen 
auf unſer Oftland für Auguſt- September 


aufgegeben werden. — Bei ſpäter erfolgenden Beſtellungen 

iſt eine Sondergebühr von 20 Pf. zu zahlen. Der Bezugspreis 

für zwei Monate beträgt 1,00 M. (ohne Zuſtellungsgebühr) 
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Litauiſche Wunſchträume auf Offpreußen. 


„Salt täglich dringen zu uns Mitteilungen über litauiſche Gewait- 
tätigkeiten 91995 dis bench Bevölkerung des Memellandes. Über 
as politiſche Ziel jener Maßnahmen kann man ſich nicht im unklaren 
ſein. Bei diefen Verhältniffen ift es nicht verwunderlich, auch in der 
litauiſchen Preſſe Erörterungen zu begegnen, die auf demselben Boden 
gewochſen ſind wie jene Gewaltakte, wenn ſie auch jum Gegenſtand 
der Vergewaltigung ein anderes Gebiet, nämlich die Geſchichte und 
Vorgeſchichte des oſtpreußiſchen Landes haben. Man ſcheute ſich 
litauiſcherfeits nicht, offenſichtliche Unwahrheiten be⸗ 
treffs der geſchichtlichen Verhältniſſe Oſtpreußens 
zu verbreiten in der unverkennbaren Abſicht, Oſtpreußen als ur- 
litauiſchen Boden zu „erweiſen“. 

‚Ein Beiſpiel von fast unglaublicher Kühnheit im Verdrehen ge— 
ſchichtlicher Wahrheiten bot ein Artikel der in Cilſit herausgegebenen 


Heitſchriſt „Neuer Tilliter Bote“ („Naujalis Cilzes Ke⸗ 
ei wis“) vom 14. Sebruar dieſes Jahres. betitelt: „Um unjer 
Vaterland herum. Aus unſeres Landes ferner Vergangenheit“. 


Dieler Aufſatz begint mit dem unerhörten Satz: „Von Memel bis zur 
Er en ſeit 91 Seit die 1 über zwei uch lch en 
preußen legen gegen dieſen literarifchen Litaufierungsverju ärfſten 
Proteſt ein. St denn der Verfaſſer allen Kune der Aich, daß 
dieſe falſche Darſtellung irgendwo Glauben begegnen wird? Oder 
hofft er, mit dieſer Behaupkung feinen Leſern einen Wechſel auf die 
Sukunft vorlegen zu können? Vielleicht unter Berücklichtigung der 
360 litauiſchen Stimmen bei der Landtagswahl vom April 19527 Auf 
welcher Seite in dieſem Falle die Geſchichtsfälſchung liegt, darüber 
dürfte kein Zweifel obwalken. R 
Verwahrung muß man deutſcherſeits auch dagegen einlegen, daß 
Oſtpreußen, wie es u. a. auch der Verfaſſer im zweiten Satze 


i 


feines Auffatzes tut, als „Klein⸗Litauen“ bezeichnet wird. 
Als hierzu gehörig werden die 11 altpreußiſchen. Gaue aufgeführt. 
Unter dieſem ſchiefen Geſichtswinkel gesehen, it für ihn die Sprache 
der alten Preußen „eine Mundart der litauiſchen Sprache oder 
— wie die Gelehrten es benennen — eine Tochter“, Dieſe angebliche 
litauiſche Helehrtenweisheit iſt allerdings der deutſchen und überhaupt 
der nichtlitauiſchen Wiſſenſchaft unbekannt. Die wirklich einſichtigen 
Sprachforſcher Litauens — es ſei hier nur der anerkannte Buga 
genannt — kennen mit den deutſchen Fachgenoſſen nur ein Schwelter- 
oder Bruderverhältnis zwiſchen der litauiſchen und altpreußischen 
Sprache. So ſind denn auch nicht „die altpreußiſchen Namen aus der 
litauiſchen Sprache hervorgegangen“, ſondern ſind bodenſtändig ge- 
wachſene Elemente des oſtpreußiſchen Landes. Als „Ergebnis“ ſtellt 
schließlich der Verfaſſer feſt: „Preußen war lange Jahrhunderte vor 
dr el der deutſchen Kreuzritter bewohnt von litauiſch ſprechen— 
en Völkern. 


So werden Behauptungen an Behauptungen gereiht, ohne daß 
auch nur der Schein eines Beweiſes dafür aufgebracht wird. Alles 
wird durch eine litauiſch-politiſch gefärbte Brille geſehen und dem- 
entſprechend dargeſtellt. Die Crörterungen find demnach nur als 
bloße Wunſchträume zu bewerten. Allerdings werfen fie ein be⸗ 
zeihnendes Schlaglicht auf die geiſtig⸗politiſche 
Sinſtellung gewiſfer litoniſcher Kreiſe, deren Ver⸗ 
treter ſich berufen fühlen, unter Verbiegung geſchichtlicher Wahr- 
heiten für ihre „ſeit Ewigkeit bewohnte Erde“ zu kämpfen. Wir 
möchten nur hoffen, daß Jolche Unfachlichkeiten im Intereſſe einer 
beſſeren geiſtigen Zujammenarbeit künftig unterbleiben. 


Dr. W. Gaerte. 


Das deutſche Schulweſen in Poſen⸗Pommerellen. 


Die Stadt Bromberg hat eine einzige ſtaatliche Volksſchule mit 
deutſcher Unterrichtsſprache. Sie iſt mit nahezu 800 Kindern die größte 
ſtaatliche deutſche Schule in ganz Poſen und Pommerellen. Am 18. Juli 
bat nun der verdiente Leiter diefer Schule, Nektor Paul Jendri ke, 
feine Verſetzung an eine dreiklaflige, ausfchließlich von polnischen und 
jüdischen Kindern befuchte Schule in einem kleinen Ort im öitlichen 
Kongreßpolen erhalten. Sein Amt hat er an einen polniſchen Nach- 
folger abgeben müjlen. Dieſe Tatſache, daß ein bewährter deutſcher 
Schulleiter in eine wildfremde Umgebung verſetzt wird und eine der 
größten deutſchen Schulen in Bromberg, einem Zentrum des Deutjch- 
kums, einen nationalpolniſchen Leiter erhält, ift für die Einſtellung 
er be Behörden zum deutſchen Schulweſen überhaupt, äußerſt 
ezeichnend. 

Der Bromberger Fall gibt Veranlaſſung, einen Blick auf die 
ſuſtematiſche Serſtörung des deutſchen Schul- 
weſens in Poſen und Pommerellen zu werfen. Über den 
Stand der dortigen deutſchen Schulen in den Schuljabren 
1930/31 und 1932/33 gibt nachſtehende überſicht Auskunft: 


(a = höhere Schulen; b = Volksſchulen.) 
Öffentliches Schulwe ſen 


Privates Schulweſen 


N Schulen Schüler Schulen Schüler 
a | baba lb [al 
eg — A 8 fl 
1930/31 1 267 280 455 24 84 4002 | 3208 
1932/33 1 222 169 |14600 13 88 2700 | 3800 
Zur bzw 


Abnahme | u | —45 1 480 —11 | +4 D902 +592 


Demnach gibt es in den beiden Wojewodſchaften nur eine ſta at- 
liche höhere Schule mit deutſcher Unterrichtsfprache: aber auch in 
dieſem Falle handelt es ſich nicht um eine ſelbſtändige Anſtalt, ſondern 
lediglich um einen deutſchſprachigen Parallelkurs am ſtaatlichen polni= 
ſchen Sumnaſium in Thorn. 1930/31 waren in Pofen-Pommerellen 
24 private höhere Schulen vorhanden, von denen jedoch nur 
4 bis zur Univerſitätsreiſe führten. Ihre Sahl iſt 1952/5 auf 13 
zurückgegangen, ihre Schülerzahl um etwa % geſunken. Die Zahl der 
zur Univerſitätsreife führenden Anstalten iſt dieſelbe geblieben. Der 
ſtarke Nückgang des privaten höheren Schulweſens erklärt ſich 3. T. 
doraus. daß die deutſche Volksgruppe von ſich aus eine Anzahl kleiner, 
wenig leiſtungsfähiger höherer Schulanſtalten eingeſtellt und mit pri- 
vaten Volksfebulen vereinigt hat. Daraus erklärt ſich auch die Zu- 
nahme der Schülerzahl in den privaten Volksschulen; doch bleibt die 
Junahme um 302 Schüler ganz erheblich hinter der Zahl zurück, um 
die die Schülerzahl der privaten höheren Schulen (1302) zurückgegangen iſt. 

Eine bedeutende Einschränkung hat das öffentliche deutſche Volles 
ſchulweſen erfahren: 45 deutſche Volksſchulen find geſchloſſen worden, 
und die Zahl der dieſe Schulgattung beſuchenden Kinder ift um falt 

1500 zurückgegangen. Im ganzen iſt die Sahl der höheren deutſchen 
Lehranſtalten in Pofen-Pommerellen von 1930/31 bis 1932/33 von 
45 auf 14, die der deutſchen Volksſchulen von 351 auf 310 geſunken. 
Die Sahl der Schüler iſt von 4282 auf 2968, bzw. von 19295 auf 


18 400, d. h. um insgeſaut 2306 zurückgegangen. Im ganzen haben 
in den beiden Wojewodſchaften im Schuljahr 1932/33 alſo 21 368 
deutſche Kinder deutſche Schulen beſucht. Dabei iſt aber zu bedenken, 
daß der Begriff „deutſche Schulen“ hier Fehr weit gefaßt iſt. Jahlreiche 
dieſer Schulen verdienen es nur in ſehr beſchränkten Maße, als deutſch 
bezeichnet zu werden. Bei vielen handelt es ſich nur um deutſchſprachige 
Abteilungen polnischer Schulen; fie ſtehen alſo unter polniſcher Leilung 
und ſind dadurch in ihrer Entwicklung und Unterrichtsgeſtaltung von 
vornherein in vieler Hinſicht beſchränkt. Es muß ferner berückſichtigt 
werden. daß im Schuljahr 1932/33 von den 222 öffentlichen deutſchen 
Volksschulen 45 utraquiſtiſch waren, d. h. daß in ihnen Polniſch Unter- 
richtsſprache in Polnisch, Sefchichte, Erdkunde, 3. T. auch in Rechnen 
und Singen war. Die Sahl dieſer utraquiſtiſchen Schulen iſt auf Koften 
der rein deutſchſprachigen ſtändig im Steigen. Sie ſind nicht mehr als 
deutſche Schulen zu bezeichnen, ſondern befinden ſich im Übergangs- 
ſtadium zur völligen Poloniſierung. 1932/35 wurden dieſe Schulen 
von 3009 deutſchen Kindern beſucht. Dazu kommt, daß auch an den 
übrigen als „deutſch“ bezeichneten Schulen in ſehr vielen Fällen aus- 
Schließlich oder teilweiſe nicht deutſche. ſondern nationalpolniſche Lehr- 
kräfte wirken; nicht ſelten lind bier Lehrer tätig, die nicht einmal die 
deutſche Sprache in dem erforderlichen Maße beherrſchen, während die 
aeeigneten deutschen Lehrkräfte au rein polniſche Schulen Mittel- und 
Oſtpolens verſetzt oder überhaupt aus dem Amte verdrängt worden 
find. Daß dort, wo das der Fall iſt, von einem geordneten deulſchen 
Unterrichtsbetriebe keine Rede ſein kann, verſteht ſich von ſelbſt. 
Schlimmer noch iſt es um die deutſchen Kinder beſtellt, die wegen Auf- 
löſung ihrer deutſchſprachigen Schulen und Klaſſen am rein polnischen 
Unterricht teilnehmen müſſen. Ein von Jahr zu Jahr größerer Teil 
der deutſchen Kinder in Poſen und Pommerellen iſt zum Beſuch pol— 
niſcher Schulen gezwungen. Folgende Zahlen geben ein erſchütterndes 
Bild der deutſchen Schulnot in dioſen ehemals deutſchen Gebieten. 
Nach vorſichtigen Schätzungen von Kennern und unter Suhilfenahme 
der aus der Wahlſtatiſtik ſich ergebenden Anhaltspunkte für die 
zahlenmäßige Stärke der deutſchen Volksgruppe kann man die Zahl 
der deutſchen Volksſchüler in Poſen und Pommerellen mit 36 150 an= 
nebrren. Davon konnten im Schuljahr 1932/33 nur 50,9 v. H. deutſche 
Bolksfchufen. und zwar 40, 30 v. H. öffentliche und 10,51 private 
deutſche Volksschulen befuchen. Am 1. Dezember 1931 befanden ſich 
47 v. H. aller deutſchen Volksſchüler der beiden Woſwodſchaften in 
nationalpolniſchen Schulen; am 1. Dezember 1932 waren es ſchon 
49,1 v. H. Am ſchlimmſten ſteht es in dieſer Hinſicht in der Woſewod⸗ 
ſchaft Pommerellen; dort iſt die Zerſtörung des deutſchen Schulweſens 
ſchon am weiteſten fortgeſchritten. Am 1. Dezember 1952 waren dort 
nicht weniger 72,8 v. H. der im ſchulpflichtigen Alter ſtehenden deut- 
ſchen Kinder ohne deutſchen Schulunterricht. Dieſe Angaben genügen 
vollauf. um den Wahrheitsgehalt der polnischen Behauptungen über 
den Stand des deutſchen Schulweſens in Polen zu beleuchten. Wenn 
3. B. die „Polska Zbroina“ Kürzlich — zum wiepielten ale?! — 
feftftelfte, daß alle im ſchulpflichtigen Alter ſtehenden Deutſchen in 
Polen die Möglichkeit hätten, ihre eigene. d. h. eine deutſche Schule 
zu beſuchen, fo kann man eine derartige „Seſtſtellung“ nur als propa— 
gandiſtiſche Lüge bezeichnen. 


Vergeßt die baneriſche Ditmart nichl! 
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Scharfer Kurs gegen die Ukrainer? 


Der Mörder Pierackis iſt noch nicht gefunden. Aber die polniſche 
Regierung iſt davon überzeugt, die Schuldigen in den Reihen der 
Ukrainer fuchen zu müſſen und z. C. auch ſchon gefunden zu haben. Die 
ukrainifchen OrganiJationen find von dem Attentat in einem Aufruf 
abgerückt. Polniſcherſeits aber iſt man entſchloſſen, die Er mor- 
dung des Innenminiſters zum Anlaß für ſchwer⸗ 
wiegende Maßnahmen gegen die Ukrainer überhaupt, 
nicht nur gegen einen engen, an der Cat etwa ſelbſt beteiligten Kreis 
von Terrorijten zu nehmen. In diefer Hinſicht verdient ein Artikel der 
offiziöfen „Sazeta Y olska“ Beachtung. Es ſel ſelbſtverſtändlich, 
heißt es darin, daß die Teilnehmer an dieſem Verbrechen ausgerottet 
und das Neſt der verſchwöreriſchen ukrainiſchen Organifationen in Polen 
vernichtet würden, dafür bedürfe es weder einer Ankündigung noch 
einer Begründung, Wichtiger jei etwas anderes, nämlich die Seft- 
ſtellung der Catſache, da ß die legalen ukrainifben Or- 
ganiſationen für die Terrorakte, die von den 
illegalen Organifationen verübt würden, mora= 
liſch ver antwortlich ſeien. „Wir erheben dieſen Vorwurf“, 
ſchreibt das Regierungsblatt, „mit kühler Erwägung und voller Ab- 
ſicht . Die (legalen) Organiſationen tragen die Verantwortung des⸗ 
halb, weil ſie die terroriſtiſchen und illegalen Aktionen in der 
Sheorie wohl als Jchädlich und gefährlich erkennen, in der 
Pra x is aber nichts getan haben und nichts tun, um dieſes verbreche- 
riſche Gift, das mit teufliſcher Konſequenz in den Adern der ukrainiſchen 
Jugend pulſiert und jeden Neſt menſchlicher Empfindung vernichtet, ehr⸗ 
lich und erfolgreich zu bekämpfen.“ Die legale ukrainiſche Preſſe ver- 
damme wohl die verderbliche Arbeit der verſchwöreriſchen Faktoren; 
ſie laſſe es dabei jedoch an Konfeguenz und Entſchiedenhehelt fehlen. 
Shre Art, verbrecheriſche Caten zu verurteilen, zu gleicher Seit aber 
nach einer Entſchuldigung zu ſuchen und zuweilen die Täter zu glorifi⸗ 
zieren, müſſe demoraliſierend und zerſetzend wirken. „Wir werden“, 
heißt es dann weiter, „über dieſe Fragen keine weitgehenden Er- 
örterungen anſtellen. Wir wollen nur die legalen ukrai- 
niſchen Organiſationen rechtzeitig davon in Kennt⸗ 
nis ſetzen; daß ihre Paffivität gegenüber der 
anarchiſtiſchen Verſchwörung die Berükfihtigung 
ihrer politiſchen Sorderungen erſchwert. Auf Grund 
der Erfahrungen der letzten Jahre darf men ſich keinen Täufchungen 
darüber hingeben, daß jedes Entgegenkommen und jede Konzeſſion nur 
den Wahnſinn vermehren und die terroriſtiſche Spannkraft der ver- 
brecherſſchen Organisationen ſtärken würde. Der Cod Tadeus Holow- 
kos und Bronislaw Pierackis beweiſt nämlich, daß in erſter Linie die⸗ 
jenigen ermordet werden, die eine Politik der Mäßigung und der fried- 
lichen Suſammenarbeit betreiben oder vertreten wollen. Mag das 
ukrainiſche Volk willen, daß die polniſche Regierung niemals den 
Weg beſchreiten wird, der aus Furcht vor Terror zu Konzeſſionen führt.“ 
Es gebe, fährt die „Sazeta Polska“ dann fort, zwei Möglich- 
keiten für die Ukrainerin Polen: Entweder gingen ſie den 
Weg des Terrors, der zur pfuchiſchen Jerſetzung, zur Vernichtung der 


ſozialen und kulturellen Errungenſchaften ihres Volkes führen mülle, 
oder ſie müßten ſich zu poſitiver Arbeit aufraffen, um auf der 
Grundlage der polnischen Staatsidee die Feſtigung und 
Entwicklung des ukrainifch-völkijchen Kultur- und Sozialorganismus 
in Angriff zu nehmen. Swiſchen dieſen beiden Möglichkeiten hätten die 
ukrainischen Organisationen die Wahl. 

Dieſe Äußerungen des offiziöfen polniſchen Negierungsblattes ver- 
heißen den Ukrainern nichts Gutes. Sie fordern von den ulrainiſchen 
Organiſationen die bedingungsloſe Unterwerfung unter 
den polniſchen Staat und ſtellen für den Fall der Weigerung 
ſchärfſte Swangsmaßnahmen in Ausſicht. Die „Gazeta 
Polska“ geht in ihrem Artikel von einer zweifellos nicht zu⸗ 
treffenden Voraussetzung aus: Für ſie ſcheint jeder Ukrainer, gleich 
welchen Organiſationen er angehört, ein Parteigänger der Ukrainiſchen 
Nationalen Organifation, des geheimen terroriſtiſchen Militärverbandes, 
zu ſein. Daß Warſchau, von einer ſolchen Vorausſetzung ausgehend, 
keine aufbauende ukrainiſche Politik treiben kann, iſt erſt kürzlich 
wieder in einem Artikel des regierungstreuen Wilnaer „Slo wo“ dar- 
gelegt worden. Es heißt darin u. a.: Die ſtark verbreitete ukrainiſche 
Preſſe weile Tag für Tag jeden Juſammenhang und jede Sumpathie 
mit den Cerroriſten zurück. Gäbe es im ukrainiſchen Volk irgendeine 
Maſſenſumpathie für dieſe Kreiſe, müßte ſie auch in der Preſſe ihren 
Ausdruck finden. Das aber ſei nicht der Fall. Allerdings finde die 
U. O. N. ihren Anhang innerhalb der ukrainiſchen Jugend. Aber daß 
es Jo ſei, das ſei nicht zuletzt die Schuld des polniſchen Staates, der 
diefer nationglsukrainiſchen Jugend die Möglichkeit zu Aufitieg und 
poſitiver Betätigung nehme. In Warſchau ſcheint man in der ukraini- 
ſchen Frage aber anderer Anſicht zu fein als das Wilnaer „Slowo“. 
Dort ſcheint man nur die Alternative zu kennen: Unterwerfung 
oder Unterdrückung. 

Su dem Artikel der „Sazeta Polfka“ hat das Lemberger „Dilo“, 
das Sprachrohr der größten ukrainiſchen Partei, der Nationaldemo- 
kraten (U N O O), in längeren Ausführungen Stellung genommen und 
ſich gegen den Vorwurf verwahrt, daß von den verantwortlichen 
ukrainifchen Politikern angeblich ein Poppelſpiel betrieben werde. 
Die politiſche Führung der Ukrainer könne keine 
Verantwortung für die Nadikaliſierung der 
ubrainiſchen Jugend übernehmen denn dieſe Radika- 
liſterung werde nicht von ihr genährt. Das „Dilo“ gibt zu verſtehen, 
daß die Verzweiflungsakte der ukrainifchen Jugend, die keine Zu- 
kunftsausſichten in Polen zu ſehen glaubt. ihre Urſache in der von den 
Polen gegenüber der ukrainiſchen Minderheit geführten Politik 
hätten. Der polniſche Innenminister Koſcjalkowſki 
empfing den Vorſitzenden des Ukrainiſchen Parlamentariſchen Klubs 
Lewicki, der in Begleitung der zwei Vizepräſidenten des Klubs 
erſchienen war. Die ukrainiſchen Vertreter erneuerten gegenüber dem 
Innenminister die frühere Lopalitätser Klärung der 
Ukrainer, in der die Torrormethoden der U. O. N. entſchieden ver⸗ 
urteilt wurden. 


Abkommen über den Korridorverkehr. 


In den letzten Wochen haben zwifchen Deutſchland, Polen 
und der Freien Stadt Danzig eine Neihe von Verhandlungen 
tattgefunden, die ſich mit dem Durchgangsverkehr zwiſchen 
Oſtpreußen und dem übrigen Deutſchland beſchäftigen, 
weiter mit der Beförderung von Gefangenen im Durchgangsverkehr 
zwischen Oftpreußen und dem übrigen Deutſchland durch Polen und 
das Gebiet der Freien Stadt Danzig, und endlich mit dem deutſch⸗ 
polniſch-Danziger Juſatzabkommen über die Regelung von Alililär- 
trausporten. Die Verhandlungen haben zu dem neuen Abkommen 
geführt, das am 27. Juli diefes Jahres in Kraft getreten it und 
die bisherigen Beſtimmungen verſchiedentlich ändert. 

Die Vereinbarungen über den Durchgangsverkehr zwiſchen Ojt- 
prerßen und dem übrigen Deutſchland beziehen ſich auf eine Leibe 
eiſenbahntechniſcher Fragen, die der Erleichterung des Durchgangs- 
verkehrs dienen Jollen. So kann die Deutſche Reichsbahn, wenn auf 
einer für den Durchgangsverkehr an ſich nicht freigegebenen Linie die 
Zahl der täglich durchgehenden Wagen ſo groß wird, daß ſie die 
häufigere önverkehrjetung größerer Züge notwendig 
macht, mit der polnischen Verwaltung eine entſprechende NRogelung 
treffen. Das wird bejonders in dieſem Jahr der Fall fein, da die 
Süge nach Oſtpreußen außerordentlich belegt find. In dem Abkommen 
it auch die Stärke der Züge und Wagengruppen feſt⸗ 
gejett worden. Andererſeits iſt aber auch die Beſtimmung ge- 
troffen, daß der Verkehr eines zugelajlenen Zuges oder Jugteiles 
für die nächſte Fahrplan-Periode eingeſtellt werden Kann, wenn die 
Beſetzung der in den durchlaufenden Wagen vorgeſehenen Sitzplätze 
durchschnittlich weniger als 60 Prozent beträgt. Eine die Sollaufſicht 
behindernde Überfüllung der Wagen iſt zu vermeiden. 

Serner iſt über die Benutzung der Telegraphen⸗ 
leitungen ein Übereinkommen getroffen worden. Polen ſtellt 
Deutſchland zur Verfügung Celegraphenleitungen zwiſchen Marien⸗ 
burg und Schneidemühl über Dirſchau Konitz, oifchen Deutſch-Cylau 
und Schneidemühl über Thorn und Bromberg, zwiſchen Marienburg 
und Lauenburg über Danzig und zwiſchen Deutſch-Eylau und Neu- 
Bentſchen über Chorn—Poſen — Bentſchen. Deutſchland ſtellt Polen 


zur Verfügung Celegraphenleitungen zwiſchen Sarnſee und Dirſchau 
über Marienburg, zwiſchen Deutjch-Eylau und Dirſchau über Marien- 
burg. Im Bedarfsfalle ſtellt jede Siſenbahnverwaltung der anderen 
Plätze an vorhandenen Vahngeſtängen, ſoweit fie frei find, zur Em- 
richtung neuer Telegraphen- und Sernſprechleitungen unentgeltlich zur 
Verfügung. Über den Gepäckgut- und Expreßgut-, ſowie über den 
Güterverkehr ift ebenfalls eine Regelung getroffen worden. 

Die Begleitung von Transporten und die Sahl der Be⸗ 
gleiter ſoll auf das Mindejtmak beſchränkt werden. Auf der Linie 
Sauenburg— Dirſchau— Marienburg wird die Begleitung von Soll- 
Beamten wie folgt geregelt: Swiſchen der deutſch-polniſchen Grenze 
und Soppot wird ſie durch polniſche, zwiſchen Soppot und Marienburg 
durch Danziger Sollbeamte ausgeübt, Auf der Linie Konitz —Dirſchau 
und Marienburg begleiten Polen die Züge zwischen Konitz und Virſchau. 
Die Freie Stadt Danzig ſtellt die Begleitung wischen Dirſchau und 
Marienburg. Nach wie vor iſt das öffnen der Türen im 
Durchgangsland den Neiſenden verboten. 

Das Abkommen zwijchen Deutſchland und Polen und der Freien 
Stadt Danzig über die Regelung von Militärtranspor= 
ten ſieht vor, daß zwischen Oftpreußen und dem übrigen Deulſchland 
in jeder Richtung jährlich je 35 Züge für die Durchführung deutſcher 
Militärtransporte und deutſchen Militärgutes verkehren können. Die 
Sahl dieſer Süge darf in jeder Nichtung während eines Monats die 
Sahl 15 und an einem Tage die Sahl 3 nicht überſchreiten. 

Das dritte Abkommen beſchäftigt ſich mit der Beförderung 
von Gefangenen im Durchgangsverkehr zwiſchen Ostpreußen 
und dem übrigen Deutſchland durch Polen und das Gebiet der Freien 
Stadt Damig. Es handelt ſich dabei um Gefangene, denen durch 
Verfügung einer Behörde die Freiheit entzogen iſt. Es find Veſtim⸗ 
mungen Jomwoh! für Sammeltransporte als auch für Einzeltransporte 
getroffen worden. Die Einzeltransporte erfolgen in abgeſonderten 
Wagenabteilen. Die Gefangenen, die nach dieſem Abkommen befördert 
werden, ſind den Paß- und Sollförmlichkeiten des Durchgangslandes 
nicht unterworfen. 
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„Deutſche Monatshefte in Polen.“ 


Anfang Juli iſt das erſte Heft einer neuen Seitſchrift der deutſchen 
Volksgruppe in Polen unter dem Titel „Deutſche Monats- 
hefte in Polen. Zeitſchrift für Geſchichte und Se- 
genwart des Deutſchtums in Polen“ erſchienen. Als 
Herausgeber diejer bei Günther Wolff, Plauen i. Vogtland, verlegten 
Seitſchrift zeichnet Viktor Kauder Kattowitz, der ebenſo wie 
der engere Mitarbeiterkreis, Albert Breyer-Sompolno, Dr. A. Latter⸗ 
mann = Graudenz, Dr. Franz Doubek - Danzig, Dr. Walter Ruhn- 
Bielitz, Dr. Lück-Poſen u. a., zu den anerkannten und erfolgreichen 
wiſſenſchaftlichen Erforſchern und Bearbeitern der Geſchichte des 
Deutſchtums in Polen gehören. Beachtlich und begrüßenswert iſt, daß 
der Herausgeber in einem einführenden Artikel „Blick in die 
Seit“ ſich in ernſten und offenen Worten zur deutſchen Er- 
neuerung in Polen bekennt. Man kann überzeugt ſein, 
daß dieſer Kreis geiſtig und ſeeliſch junger Menfchen, der ſich um 
die „Deutſchen Monatshefte“ gruppiert, die Aufgabe, die er Jich ſelbſt 
geltellt hat, zu erfüllen vermag: einer neuen Sührergeneration die 
Lenntniſſe und Erkenntniſſe zu vermitteln, ohne die auch der idealſte 
Eifer nicht zum Siele gelangt. Es heißt in dem einleitenden 
Artikel u. a.: 

„Daß geiſtige Bewegungen des deutſchen Volkes überall hin⸗ 
dringen, wo Deutſche wohnen, wiſſen wir eindeutig ſeit der Neſor⸗ 
mation. Wer fie durch äußerliche Mittel aufzuhalten oder unterdrücken 
zu können meint, irrt. So hat auch das We dee geiſtige Ningen 
des Muttervolkes an den Neichsgrenzen nicht haltgemacht, fondern 
alle deutſchen Volksgruppen ergriffen. Sie müſſen ſich auf neue Wege 
und Formen bejinnen, in denen ihr Loben ſich geſtalten Joll. Daß 
das nicht ohne Kampf abgeht, ift verſtändlich. Generationen 


Spannung, unnatürlich lange zurükgedämmte Er⸗ 
neuerung der politiſchen Führung aus den jün- 
geren Altersſchichten, erſchreckende wirtſchaftliche Not 
breiteſter Kreiſe haben im Deutſchtum Polens dieſe Kämpfe in zer- 
törender Form aufflammen laſſen. Da die politiſche Süh- 
rung nicht ideengetragen war, wird ſie ſich auf 
die Dauer gegenüber der biologiſch fich durch- 
letzenden Welle der Bolksbewegung, die gegen 
lie gufgeſtanden ift, nicht halten können. Der 
entſcheidende Vorwurf, den man dieſer politiſchen Führung machen 
muß, iſt, daß fie nicht unentwegt danach getrachtet 
hat, die deutſche Volksgruppe, das gilt vor allem 
für den Weſten Polens, zu weiteſtgehender Selbft- 
hilfe, zum auslanddeutfhen Sein, zu erziehen. 
Sie war zu wenig vom Volke ſelbſt abhängig und 
hat darum zu wenig die Fühlung mit dem Volke 
geſucht. Aber auch hierfür liegt ein Teil der Schuld an anderer 
Stelle. Leider ſcheint aber auch die kämpfende, junge Generation, 
wenigſtens in ihren ſichtbaren Streitern, weit davon entfernt, zu ſehen, 
was denn eigentlich an entſcheidenden Strömungen hinter dem zeit⸗ 
gebundenen, vordergründigen Geſchehen fließt. ... Es iſt hohe Zeit, 
daß junge, bodenständige Menſchen, die die Lebensfragen der ein- 
zelnen Teilgruppen der Deutſchen in Polen kennen und die der Ge- 
Jamtheit dienen wollen, die Führung bekommen und mit der Dema- 
gogie Schluß mathen, ſonſt wird das Ergebnis der verſandenden Be⸗ 
wegung eine grenzenloſe Enttäuſchung der um ihr blankes mwirtjchaft- 
liches Daſein kämpfenden Maſſen ſein, die dem Deutſchtum ſchweren 
Schaden bringen wird.“ 


Nationalſozialismus und Volksgruppen. 


Der in Nr. 27 des „Ostland“ auszugsweiſe wiedergegebene Artikel 
von Andreas Joten über dieſes Thema ſtellt ohne alle Umſchweife den 
Kernpunkt der Frage in den Vordergrund der Betrachtung. In 
der Tat iſt die organiſche Cinheit von Kernvolk und Volks- 
gruppen, das deutſche Volk als Geſamtheit aller jeiner über die 
ganze Welt verſtreuten Glieder, nur dann möglich, wenn die Volks- 
gruppen außerhalb der Neichsgrenzen ſich immer wieder nach den im 
Mutterlande geltenden geiſtigen Werten ausrichten. Es kann ſich hier 
bei nicht darum handeln, ſämtliche äußere Sormen, in denen das geiftige 
Geſchehen im Kernlande ſich verwirklicht, mutatis mutandis auf das 
Leben der auslanddeulſchen Volksgruppen ſchematiſch zu übertragen. 
Die Lebensdußerungen eines jeden Volksſtammes werden nicht nur 
durch das Blut bedingt, das in den Adern feiner Söhne rollt, ſondern 
auch durch den Boden, in dem er wurzelt. Es iſt eine Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit, daß heute wohl in allen auslanddeutſchen Volks- 
gruppen die Sorderung nach weltanſchaulicher Einheit mit 
dem Kernvolke geftellt wird. Je nach den beſonderen Gegeben- 
beiten einer jeden Volksgruppe werden die Formen, in denen der Um- 
bruch ſich abſpielt, unterſchiedlich ſein. Überall aber wird der Geilt, 
der hinter allem Geſchehen ſteht, ein nationalſozialiſtiſcher 
ſein, und nur durch Kampf wird der neue Glaube errichtet. Wie 
noch nie in der Geſchichte der Deutſchen wird die Sprache gleithen 
Blutes überall da vernommen, wo Deutſche ſiedeln, klar und laut Jelbjt 
für taube Ohren. Es iſt eine Unruhe in allen deutſchen Volksgruppen, 
ein Suchen und Ningen. Ehrwürdige Wahrzeichen, viele Jahrhunderte 
lang dem Volle vorangetragen, verlieren ihren Glanz und ſinken in 
den Staub, Neues iſt im Werden, und die Jugend iſt dem Alter feind. 
Der Kampf geht um das Neue, das Adolf Hitler in die geſamte deut- 
ſche Nation hineingetragen hat, um die neue Weltanfchauung, die er 
verkörpert. Der Kampf wird ausgetragen zwiſchen Glaube und Un- 
glaube, und der Glaube wird den Sieg davontragen. Ein Riß geht 
mitten durch die Volksgruppen, doch auch hier wie im Reich gilt es 
nicht Kampf gegen den Volksgenoffen, ſondern Kampf um die Seele 
jedes einzelnen Volksgenoſſen. Vielfach iſt die „Einheitsfront“, auf 
die manche der Volksgruppen ſich bisher viel zu gute getan hatten, ge⸗ 
brochen, allein es war nie mehr als eine Attrappe, die zum übrigen Ge- 
rümpel gekehrt wurde; die wahre Volkseinheit wird erſt im Gefolge 
der neuen Weltanſchauung einziehen. Die Auseinanderſetzung zwischen 
Neu und Alt innerhalb der Volksgruppen, zwiſchen Bewegung und 
Suſtem, wie hier vielfach geſagt wird, muß ſich auf einer anderen 
Ebene vollziehen, als das im Mutterlande geschehen iſt. Die Volks⸗ 
gruppe iſt nicht alleiniger Herr der heimatlichen Scholle, ſondern teilt 
fie mit andern Völkern. Wenn auch die Staatsgewalt in allen Ländern, 
wo deutſche Volksgruppen heute ſiedeln, in der Hand der andern iſt, 
Jo ſind die Deutschen darum doch nicht fremde Eindringlinge. Gäſte, die 
einem „Minderheitenſchutz genannten Fremdenrecht zu unterwerfen 
find, Jondern durch Geſchichte und Überlieferung, durch Liebe zur Scholle 
mit unlösbaren Banden dem Heimatboden verhaftet und genau jo für 
die Sejchicke der Heimat verantwortlich wie die ſog. „Staatspölker“. 
Ein Land kann nur dann gedeihen, wenn alle ſeine heimatberechtigten 
Söhne in Treue und Eintracht zufammenſtehen; es wird nie in voller 
Blüte ſtehen, ſolange, wie heute, Unduldfamkeit und nationale Miß⸗ 
gunſt die Völker gleicher Heimat voneinander irennt. 

Das politiſche Problem Oſtmitteleuropas iſt nur zu löſen, 
wenn die Catjache als unabänderlich hingenommen wird, daß es hier 
keine Nationalſtaaten gibt, noch jemals geben 


kann. Der geſamte Oſtraum ift von zahlreichen, ineinander verzahnten 
und durcheinandergemengten Völkern, Volksgruppen und Bolks- 
jplittern bewohnt, die alle das gleiche Anrecht auf den Boden der Hei⸗ 
mat haben. Eine dauernde Vergewaltigung kleinerer Volksgruppen 
durch die heutigen „Staatsvölker“ iſt, auf lange Sicht geſehen, gejähr- 
lich und ebenſo ausſichtslos wie die Aſſimilierung durch Sermürbung 
der nationalen Widerſtandskraft. Der Oſten iſt ein uraltes nationales 
Kampffeld, und die Kräfte ſeiner Völker ſind durch ſtete Anſpannung 
geſtählt und erprobt. So ſieht ſich ein baltiſcher Staatsmann von heule, 
der ſeiner Heimat dienen will, vor die unabänderliche Tatjache geſtellt, 
daß in ſeinem Lande Deutſche, Polen, Litauer, Eſten, Letten, Nuſſen 
ſiedeln und, ſoweit die Vergangenheit der Oftfeeländer im Lichte der 
europäiſchen Geſchichte ſteht, auch ſtets geſiedelt haben. Nicht darin 
alſo kann die Aufgabe beſtehen, die weltſchauender Staatskunſt hier 
geſetzt iſt, die durch den Ausgang des Weltkrieges einzelnen dieſer 
Völker in die Hände gespielte Macht durch gewaltſames Niederhalten 
der Heimatgenoſſen anderen Stammes und durch rückſichtsloſes Hin⸗ 


wegſchreiten über ihre lebenswichtigen Belange zu ſtabiliſieren. Soll einſt 


endlich einmal Eintracht und Zuſammenarbeit dem Nationalitätenhader 
in den Randftaaten ein Ziel ſetzen, Jo kann das nur geſchehen, wenn ein 
Weg beſchritten wird, der zur Befriedigung der gerechten Ansprüche 
aller Landeseinwohner führt, unabhängig von ihrer Zugehörigkeit zum 
„herrſchenden Staatsvolk“ oder zur „geduldeten Minderheit“. Bis- 
ber iſt ein ſolcher Weg weder gefunden, noch auch ernſtlich gejucht 
worden. Allerdings darf nicht unerwähnt bleiben, daß die Deutſchen 
dieſer Länder in der Seit, da ihnen allein die Verantwortung für alles 
politiſche Geſchehen zufiel, ſei es bewußt oder ſei es unbewußt, nie in 
den Sehler verfallen find, fremdes Volkstum durch Eindeutſchung zu 
vernichten. Es würde ſonſt heute weder ein lettiſches noch auch ein 
eſtniſches Volk geben. Ein tieferes gegenſeitiges Verſtehen und ein 
aufrichtiges Zuſammenwirken im Dienjte der gemeinſamen Heimat kann 
jedoch nur eine neue Seit bringen. 

Als die deutſche Erneuerungsbewegung des nationalen 
Sozialismus ihren Beruf, die Geſchicke der deutſchen Nation hinfort 
ju beſtimmen, unter Beweis geſtellt hatte, mußte die Bewegung auch 
auf die auslanddeutſchen Volksgruppen hinübergreifen. Sahlreiche 
Belenner fielen dem neuen politijchen Glauben zu, die durch innere 
Beweiskraft zur Hingabe unter das neue Banner gezwungen wurden. 
Andere folgten zögernd, ſich in der neuen Weltanſchauung anfangs 
ſchwer zurechtfindend, doch auch ſie voller Hoffnung, daß alle deutſche 
Not bald ein Ende haben wird. Gleichgültig abſeits ſtehend oder dem 
Neuen feindlich geſinnt blieb nur eine kleine Minderheit der Volks- 
gruppen, die aber einen über ihre zahlenmäßige Stärke und ihren 
inneren Wert weit hinausreichenden Einfluß auf die Vollksgenoſſen 
hatte, da fie alle beherrſchenden Kommandohöhen beſetzt hielt. Swiſchen 
beiden Lagern, der Bewegung und dem Suſtem, pflegen recht zahl⸗ 
reiche Volksgenoſſen ihr Weſen zu treiben, die es mit keinem der beiden 
Lager verderben wollen und ſich ihre Entſcheidung vorbehalten. Das 
Syjtem, die alte Generation, iſt es, gegen die ſich der Anſturm der 
Jugend richtet. Diefer Sturm, der in allen deutſchen Volksgruppen 
mit der gleichen elementaren Wucht ausgebrochen iſt, war indeſſen nicht 
jo ſehr gegen die Führung derjenigen Gremien angefett, die Joten das 
Kulturparlament der Volksgruppe nennt, ſondern ſtets gegen die 
eigentliche politiſche Führung, verkörpert in den deutſchen Ab- 
geordneten des Staatsparlaments. Sie ſind es nämlich, die einer Be- 
reinigung des Verhältniſſes von Volksgruppe zum Mehrheitsvolk am 
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meiſten im Wege Stehen, Auch waren und find dieſe Parlamentarier 
ſtets die erbittertſten und, dank ihrer politiſchen Routine, auch die ge⸗ 
fährlichſten Feinde einer völkiſchen Erneuerung. 


Anſere Betrachtung, die von den Volksgruppen ausgeht, hat ſich 
bisher mit der von Zoten vertretenen, im weſentlichen binnendeulſchen 
Stellungnahme gedeckt. Im folgenden wird es ſich zeigen, daß Joten 
u. E. der auslanddeutſchen Art, die neue Seit zu erleben, nicht völlig 
gerecht zu werden vermag. Joten ſpricht nämlich davon, daß durch den 
Kampf um die Führung innerhalb der Volksgruppe, der zwiſchen 
jung und alt entbrannt ſei, ein verhängnisvoller Fehler begangen 
würde. Es gäbe in einer Volksgruppe keine Macht, um die gekämpft 
werden könnte, Die Gewalt habe allein der Staat, in dem die Volles⸗ 
gruppe lebe. Demgemäß ſeien die Folge einer kämpferiſchen Propa- 
ganda für die Bewegung ſchwere Nückfchläge für die ganze Volks- 
gruppe, ſobald die Staatsgewalt eingreife. Joten verweiſt auf be- 
kannte Vorgänge in Sudetendeutſchland und im Baltikum. Neuerdings 
geſchah Ähnliches in Rumänien, wie wir hinzufügen. Daher ſeien die 
Volksgruppen, jo fährt Joten fort, auf den Weg der Evolution ju 
vermeilen, die Erneuerung würde ſich durch ſtete Erziehungsarbeit von 
unten nach oben durchſetzen. Darauf wäre zu jagen: National- 
Jozialismus iſt Kampf; es gibt keinen Nationalſozialismus 
ohne Kampf und nur durch Evolution. Im Neich ift die Revolution 
als politiſches Seſchehen allerdings zu Ende, eine Revolutionierung der 
Geister aber wird unentwegt fortgejett, Jo lange, bis der letzte deutſche 
Volksgenoſſe Nationalſozialiſt geworden iſt. Wie im Reich, Jo auch in 
den Volksgruppen. Die auslanddeutſchen Träger der Erneue rungs- 
idee haben von jeher der fanatiſchen Überzeugung gehuldigt, daß ſie 
nicht nur den Sauerteig für die neue Volksgemeinſchaft ihrer Gruppe 
zu bilden haben, ſondern daß ihnen darüber hinaus eine weitere, nicht 
minder wichtige Aufgabe geſtellt iſt. Sie glauben, daß allein die Lehre 
Adolf Hitlers von der Möglichkeit und daher Not- 
wendigkeit eines friedlichen Suſammenlebens der 
Völker dem balkanijierten Swiſcheneuropa Ruhe, 
Frieden und ſtete Entwicklung bringen kaun. Wenn 
die Länder Swiſcheneuropas aus dem Labyrinth des Nationalitäten- 
haders noch nicht herausgefunden haben, ſo iſt es deshalb, weil die 
Völker, in deren Händen hier die Staatsgewalt liegt, den Ariadne— 
faden noch nicht entdeckt haben. Gelingt es bald, dieſen Völkern in 


Grasuniti und Pleß. 


Die polniſche Preſſe wußte zu berichten, daß zwiſchen dem polnischen 
Innenminiſter und dem Wojewoden Grazunſbi eine Unter- 
redung ſtattgefunden hat, die die Berufung Srazynſkis zum 
Stadtpräjidenten von Warſch au zum Gegenjtand gehabt 
haben ſoll. Eine Abberufung des durch feine rabiate Deutſchenverfol— 
gung ſchwer belaſteten „Aufſtandswojewoden“ von ſeinem Kattowitzer 
Poſten würde nicht nur von Deutſchland als ein Zeichen der Ent⸗ 
Jpannung begrüßt, ſondern auch von den Oberſchleſiern jelbjt als eine 
Erlöſung empfunden werden. Grazunſki hat die Rolle, die er während 
des dritten Aufſtandes gefpielt hat, als Wojewode mit andern Mitteln 
weitergeführt. Er hat ſich in dieſer Tätigkeit auch durch die Annähe⸗ 
rung zwiſchen Berlin und Warſchau nicht im geringſten beeinflujlen 
laſſen, wie insbeſondere der Fall des Prinjen von Pleß beweiſt, in dem 
Srazunſki eine der letzten wirtſchaftlichen Stützen des oſtoberſchleſiſchen 
Deutſchtums bekämpft. 

Prinz von Pleß hat ſich kürzlich mit einer neuen dringlichen Ein- 
gabe an den Nat des Völkerbundes gewandt. Sie hat folgenden 
Wortlaut: 

„J. Sch lenke die Aufmerkſamkeit des Rates darauf, daß die 
500000 Slotu, deren Freigabe von den Behörden behauptet wird, 
noch nicht freigegeben ſind. 

2. Das Verkehrsminiſterium hat der Verwaltung die 
Summe von 140 ooo Zloty, die das Miniſterium für Kohlenlieferungen 
Jehuldet, nicht überwieſen. Dieſe Summe ilt durch die Beschlagnahme 
nicht berührt geweſen, aber die Zahlung wurde unter dem Vorwande 
‚der rechtlichen Unſicherheit der Lage‘ nicht geleiſtet. Die an das Woje- 
wodſchaftsamt unter dem 7. Juli gerichtete Bitte, das Berkehrsmini- 
ſterium in Nückſicht auf die Lohnzahlungen am 15. Juli dahin zu benach- 
richtigen, daß dieſe Forderung der Verwaltung nicht beſchlagnahmt und 
ihr daher überwieſen werden könne, wurde mit der Beſchlag⸗ 
nahme dieſer Summe beantwortet. 

3. Die an die hauptſächlichen Banken gerichteten Geſuche der 
Verwaltung, zur Aufrechterhaltung des Betriebes eine Summe von 
Million Slotu zu kreditieren, find abgewieſen worden. 

4. Der Arbeiterrat iſt heute durch die Werkleitung unter- 
richtet worden, daß die Lohnzahlung wegen Mangels an 
Mitteln unmöglich ſei. Die Vertreter des Arbeiterrates haben 
darauf hingewieſen, daß ſchon heute wegen rückjtändiger Löhne eine 
große Not herrſche. Unter den Arbeitern herrſcht eine große Un- 
ruhe, die durch Nachrichten einer gewiſſen Preſſe vergrößert wird, die 
behauptet, daß die Verwaltung durch die Aufhebung der Veſchlag— 
nahme genügend Geldmittel zur Zahlung der Löhne erhalten habe. 

5. Die Sprengftofflieferanten ftellen ihre Lieferungen 
wegen Nichtbezahlung der Rechnungen ein. 

. Unter diefen Umftänden ift die Aufrechterhal⸗ 
tung des Betriebes unmöglich. Ich lenke die Aufmerkjam- 
keit des Nates auf diefe ſchweren Gefahren, welche die Folgen der 
nn Maßnahmen der Behörden find, und bitte, die Verwaltung 
zu ſchützen.“ 
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der deutſchen Volksgruppe ihres Heimatlandes eine Voiksgemeiufchaft 
neuer Art, aufgebaut auf dem Gedankengut des Nationalſozialtsmus 
und erneuert an Haupt und Gliedern, entgegenzuhalten, ſo wird die 
innere Seſchloſſenheit, die fanatiſche Slaubenstreue und die ſtete Be⸗ 
reitſchaft zum Dienſt an der Heimat ganz andersartig und unendlich 
viel überzeugender wirken, als jegliches andere Beiſpiel in räumlicher 
Entfernung. Jeder Giftpropaganda gewiller Elemente wird durch un⸗ 
mittelbare Surſchauſtellung der Wahrheit Tor und Tür geſperrt. Er- 
richtet werden kann aber eine Volksgemeinſchaft, die das Siel aller 
volksdeutſchen Erneuerungsbewegungen iſt, nur durch Kampf. Ohne 
Kampf kein Sieg, auch nicht ein Sieg des Glaubens. . 

Soll der Oſten auch weiterhin als Grenzland abendländiſcher Kultur 
gegen Halb- und Ganz-Alien beſtehen, jo darf nicht gezaudert werden, 
dem geſteckten Ziel nachzuſtreben. Es geht hier nicht um Machtbämpfe, 
um Auseinanderſetzungen, wer im Staate alleiniger Herr iſt. Es geht 
lediglich darum, innerhalb der Volksgruppen die alte, überlebte, un 
taugliche Führung zu befeitigen, bevor fie weiteres Unheil ſtiften kann. 
Die Führer einer alten Seit können nicht Träger des Neuen ſein. Sie 
werden ſtets aus ihrer liberalijtifchen Haltung heraus das Verhältnis 
zwiſchen Volksgruppe und Staatsvolk vergiften. Sie ſind daher zu be— 
feitigen. Der Weg der Evolution, der Weg jahrzehntelanger Er- 
ziehungsarbeit, iſt nicht gangbar. Die Führung wird der Jugend nur 
dann gefallen, wenn es gelingt, das geiſtige Leben der geſamten Volks- 
gruppe ju revolutionieren. Nur durch entſchloſſenes Anrennen gegen 
verſtaubte, überſtändige Einrichtungen und Überlieferungen der Volks=- 
gruppe kann noch in letzter Stunde der Vergreiſung Einhalt geboten, 
die ſtändiſche Serklüftung überwunden und der Volksgruppe ein alles 
überwindender Glaube an eine neue Sendung gegeben werden. Ver- 
folgungen und Maßregelungen durch die Staatsgewalt können einem 
guten Kampf, und der Kampf, der hier gekämpft wird, iſt gut und 
notwendig, nichts anhaben. 

Gelingt es endlich, durch ſolch revolutionäre Tat die Volksgruppen 
wieder in Form zu bringen, Jo iſt damit die Wiederaufnahme der alten 
geſchichtlichen deutſchen Sendung im Oſten gewähr- 
leiſtet. Die Sendung aber heißt: Träger der Geſittung zu ſein an der 
Ostgrenze des Abendlandes, Prediger und Lehrer zu ſein einer neuen 
Heilslehre. gleichwie einſt die Brüder vom Deutſchen Orden im 
Marienlande am Geſtade der Oſtſee. Abs. 


Die Außenhandelsverkretungen. 


Im Zuge der Beſtrebungen der polniſchen Regierung, den Export 
mit allen nur irgendwie möglichen Mitteln zu heben, hat das Außen- 
miniſterium eine Überprüfung der Tätigkeit der konſulariſchen Han- 
delsvertretungen im Ausland vorgenommen und hierbei feſtgeſtellt, 
daß dieſe Einrichtung einer grundlegenden Reform bedürftig iſt. Nun 
hat ſich das polniſche Außenminiſterium im Einvernehmen mit dem 
Handelsminiſterium in den letzten Tagen zu einem entſcheidenden 
Schritt in dieſer Richtung entfchloffen. Die Handelsattachés 
bei den polniſchen Auslands vertretungen haben in 
Zukunft ihre bisher vorwiegend akademiſche Tätigkeit in eine 
rein praktiſch kommerzielle zu verwandeln. Die Direktiven des 
Außenminiſteriums an die ausländiſchen Vertreterſtellen lauten vor 
allem dahin, daß zwiſchen den amtlichen Handels ver⸗ 
tretungen und den Vertretungen der polniſchen 
Firmen im Auslande ein ffändiger. reger und mög⸗ 
lichſt perſönlicher Kontakt ju herrſchen habe, was bisher 
überhaupt nicht der Fall war. Nicht nur im Ausland, auch in Polen 
ſelbſt müſſen die polniſchen konfularifchen Handelsvertreter eine 
innige Zuſammenarbeit mit den exportierenden 
Firmen pflegen. Den Handelskammern wird zur Pflicht gemacht, 
die Arbeit der Handelsattachés weitgehend zu unterstützen und ihnen 
ein reales Bild von den Ausfuhrmöglichkeiten zu geben. Um dieſer 
Reform eine beſondere Durchſchlagskraft zu verleihen, wird den 
Kaufleuten, die einen Paß für eine Geſchäftsreiſe 
nach dem Auslande erhalten, aufgetragen werden, ſich nach 
Ankunft im Beſtimmungslande mit den dortigen konſula⸗ 
riſchen Handelsvertretern in Verbindung zu ſetzen. 
Die offiziellen Handelsvertreter haben eine 
gewifſe Kontrolle über die geſamte Gefhäfts- 
tätigkeit der polniſchen Firmen im Auslande aus- 
zuüben, da bisher einzelne polniſche Exportfirmen im Auslande nicht 
immer zum Segen der polniſchen Induſtrie tätig waren. Sogenannte 
„Generalaktionen“ und Eingriffe in die privatrechtlichen Intereſſen 
lowie in die Geſchäftsgeheimniſſe ſind dabei tunlichſt zu vermeiden. 
Diefe Zurückhaltung, die den Attachés auferlegt wird, darf aber nicht 
daran hindern, im Falle einer unabweisbaren Notwendigkeit Vor⸗ 
schläge über den erforderlichen Wechſel in der Perſon der Sirmen- 
vertreter an den einzelnen Plätzen einzureichen. — In Verbindung mit 
der Tätigkeit der Konſularvertreter wird auch das Warſch auer 
Exportinftitut eine Sörderungsaktion durchführen in Form von 
Veröffentlichungen, die in praktiſcher Art die Berichte der Handels- 
attaches an die am Export intereflierten polniſchen Firmen weiter— 
geben. Gelingt es der polniſchen Regierung, dieſe Neuordnung zur 
Geltung zu bringen. Jo wird der Erfolg für die polniſche Ausfuhr 
nicht ausbleiben. Aber mit dieſer Neform gewinnt Polen durchaus 
nicht etwa einen Vorſprung gegenüber den anderen Staaten, ſondern 
erreicht dasjenige Niveau der Organiſation, das dem 
Außenhandel der anderen weſteuropäiſchen Länder 
ſchon vor Jahren zum Aufftieg verholfen hat. 
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Oftiand-Woche. 


Oftpreußen ohne Arbeitsloſe. 


Ostpreußen ijt praktiſch frei von Arbeitsloſen. Swar find bei den 
Arbeitsämtern noch etwa 1012 ooo Menſchen gemeldet. Es handelt 
lich bei ihnen aber größtenteils um beſchränkt Erwerbsfähige, ferner 
um Jolche, die ſich während des Wechſels von der einen zur andern 
Arbeitsſtelle bei den Amteru gemeldet haben. Auch in Seiten wirt- 
Jchaftlicher Hochkonjunklur wird es ja immer einen beſtimmten Pro- 
zentſatz Arbeitsloſe geben. Es iſt alfo nicht zu viel gejagt, wenn man 
Ostpreußen als praktisch frei von Arbeitsloſen bezeichnet. Die 130 000 
Arbeiter, die in der ſchlimmſten Syjtemzeit in Ostpreußen lahmgelegt 
waren, lind heute wieder in Brot und Lohn gebracht, Joweit ſie den 
Arbeitsanforderungen nur einigermaßen entſprechen. In Elbing, das 
immer beſondere Schwierigkeiten bereitet hat, hat ſich die Lage grund- 
legend gebeßert, leitdem die Sahl der beim Bau der oſtpreußiſchen 
Reichsautobahnſtrecke kürzlich auf 5000 erhöht werden konnte. Gegen- 
über den Vorjahren, wo das Schwergewicht zunächſt einmal darauf ge- 
legt werden mußte, jedem erjt einmal überhaupt einen Arbeitsplatz zu 
verſchaffen, hat ſich die Lage auch inſofern gebeſſert, als in diejem 
Jahre mehr darauf geachtet werden konnte, daß jeder auch den ſeinen 
Fähigkeiten und Jeiner Vorbildung angemeſſenen Arbeitsplatz erhielt. 
Soweit ſich das nicht durchführen läßt, wird durch Umſchulungskurſe 
nachgeholfen. Oſtpreußen hat mit ciner Umlern Aktion für An- 
gestellte gute Erfahrungen gemacht. Dieſe Aktion wird jo durch- 
geführt, daß ſich Arbeitsamt und Arbeitgeber in die Lohnleiſtung teilen, 
wobei eine Staffelung erfolgt: Zunächſt ijt der Anteil des Arbeitsamtes 
höher; er ſinkt von Monat zu Monat, dementſprechend ſteigt der An- 
teil des Arbeitgebers, bis nach acht Monaten der Suſchuß des Arbeits- 
amtes erliſcht und der Arbeitgeber den vollen Lohn für den nunmehr 
vollwertigen Angeltellten zu tragen hat. Eine erhebliche Zahl Erwerbs- 
lofer, die die notwendige Eignung aufwieſen, konnte auf dieſe Weile 
in Ojtpreußen in Angeſtelltenſtellen untergebracht werden. Vor wenigen 
Monaten betrug in Oſtpreußen die Sahl der Notſtandsarbeiter 
rund 60000, ſie konnte bereits auf 25009 herabgemindert werden, 
ohne daß die Erwerbslosigkeit durch dieſe Maßnahme geſteigert wurde. 
Dieje Tatſache iſt eines der bedeutſamſten Merkmale des oſtpreußiſchen 
Erfolges: denn ſie beweilt eine Beſſerung der oſtpreußiſchen 
freien Wirtſchaft, die über 40000 Arbeitskräfte 
aufnehmen konnte. Diele günſtige Entwicklung hat bewirkt, 
daß die Notſtandsarbeiten nicht forciert wurden, und daß die In? 
angriffnahme umfangreicher „freier“ Arbeiten auf 
den Herbſt vertagt werden konnte (es handelt ſich dabei um 
Siedlungen, Bauten, Nlaßnahmen der Waſſerbauverwaltung, bebörd- 
liche Aufträge u. a. m.), die dann einſetzen werden, wenn der Nullſtand 
der Arbeitslosigkeit nicht mehr in vollem Maße infolge der wetterlichen 
Verſchlechterung durchgehalten werden kann. So ſind 3. B. auch beim 
Maſuriſchen Kanal, an dem nun wieder gearbeitet wird, noch lange 
nicht alle Beſchäftigungsmöglichkeiten erſchöpft. Die vorſorglichen 
Beſtrebungen für den Winter gehen ferner dahin, die oftpreußi- 
ſche Snduftrie derart mit Aufträgen zu versorgen, 
daß ſie in noch erhöhtem Maße Arbeitskräfte im 
Winter aufnehmen und auf diefe Weiſe die Notſtandsarbeiten 
entlaſten kann. Jetzt ſteht bereits feſt, daß verſchiedene größere Be- 
triebe (wie z. B. Schichau) mit entſprechenden Aufträgen verſehen Jind, 
jo daß keine Gefahr für Arbeiterentlaſſungen im Herbſt beſteht. Sehr 
günſtige Ergebniſſe hat in Oſtpreußen auch die Neorganiſation 
der Jugendlichen gebracht. Die Altersgruppen bis zu 25 Jahren 
wurden ein den einzelnen Kreiſen aus den gewerblichen Be- 
trieben herausgezogen, in den Sreimilligen Ar⸗ 
beitsdienſt und in die Landwirtſchaft übergeführt; 
ihre ursprünglichen beſſer qualifizierten Arbeitsplätze wurden jo für 
verheiratete ältere Leute freigemacht. 


Aberfüllte Schulklaſſen in Qberſchleſien. 


Das Statiſtiſche Amt der kommunalen Inter 
el ſſengemelnſchaft für das oberſchleſiſche In- 
duſtriegebiet veröffentlicht das Ergebnis einer Erhebung 
über die chulverhältniſſe in den oberſchle⸗ 
lälchen Stadikreifen und in den Landkreiſen 
Beuthen und Gleiwitz, die in der erſten Hälfte des Januar 
durchgeführt wurde. Die Statiſtik erfaßt Jämtliche Schulen. Über 
die Vollesſchulen iſt folgendes bemerkenswert: 

. Infolge ihres verhältnismäßig hohen Geburtenreichtums weisen 
die oberſchleſiſchen Stadtkreiſe jamtlich erheblich mehr Volks- 
ſchulkinder auf als der deutſche Sroßſtadtdurch⸗ 
ſchnitt oder als der Durchſchnitt der Städte mit 50 000 bis 100.000 
Einwohnern. (Die letztgenannten Vergleichszahlen ſtammen aus dem 
Schuljahr 1931/32.) Voran ſtehen mit höchſten Siffern Hin den⸗ 
burg und Gleiwitz (148,5 bzw. 146,8 Schüler je 1000 Einwohner 
gegenüber dem deutſchen Sroßſtadtdurchſchnitt von 89,7). Es folgen 
Ratibor mit 139,, Beuthen mit 1379, Oppeln mit 130,8 
und Neiſſe mit 124,5, wobei den Mittelſtädten Oppeln, Neilſe und 
Ratibor der Durchſchnitt der deutſchen Mittelſtädte mit 105,8 Schülern 
je 1000 Einwohner vergleichsweile gegenüberzuſtellen iſt. 

Die Durchſchnittsbeſetzung einer Klaſſe bei den 
Volksſchulen ſchwankt in den Stadtkreilen zwiſchen 46 und 52; Oppeln 
und Neiſſe weiſen die niedrigſte, Beuthen die höchſte Durchſchnitts⸗ 
frequenz auf. Der Großſtadtdurchſchnitt bleibt ebenjo wie der Reichs- 


durchſchnitt hinter den Siffern der oberſchleſiſchen Sroßſtädte um 
20 b. H. zurück. Die Siffern Jämtlicher oberſchleſiſchen Stadtkreije 
liegen über dem Durchſchnitt der deutſchen Mittelſtädte. Auf eine 
vollbeſchäftigte Lehrkraft in der Volksſchule entfallen in 
Gleiwitz, Beuthen und Natibor % mal Joviel Schüler und 
in den übrigen oberſchleſiſchen Stadtkereiſen mindeſtens 4 mehr Schüler 
als im deutschen Großſtadtdurchſchnitt. Auch der Durchſchnitt der 
oberſchleſiſchen Mittelſtädte liegt hier über dem Neichsdurchſchnitt. 

Die beiden Landkreiſe Beuthen und Sleiwitz weiſen 
höhere Geburtenziffern auf als die Städte. Damit erhöhen ſich auch 
die Sahlen der Volksſchulkinder, wobei in beiden Landkreiſen auf 
jodo Einwohner rund 70 Volksſchulkinder mehr kommen als im 
Reichsdurchſchnitt. Im Kreiſe Beuthen-Carnowitz kommen 185,7, im 
Kreiſe Coſt-Gleiwitz 181,7 Schüler auf 1000 Einwohner, während der 
Reichsdurchſchnitt 118 beträgt. Die ODurchſchnittsbeſetzung einer 
Volksſchulklaſſe bewegt ſich in den beiden Landkreisen zwiſchen 49 
und 53, Jie liegt damit um „ bis % uberdem RNeichsdurch⸗ 
ſchnitt. Auf jede vollbeſchäftigte Lehrkraft entfallen in den Volks⸗ 
ſchulen der Landkreiſe Beuthen und Gleiwitz 58 bis 60 Schüler, aljo 
um die Hälfte mehr als im Reichs durchſchnitt. 


Der Chingplatz am Annaberg. 


Wie in allen Teilen des Reiches, Jo wurde Kürzlich auch in 
Schlesien mit der Schaffung von Chingplätzen begonnen. Schleſien 
wird am Annaberg, dem Wahrzeichen Oberſchleſiens, auf der 
Bolkoinjel bei Oppeln, in der niederſchleſiſchen Heide bei Neu- 
Jalz;, am Sobten, dem Heiligen Verg der Germanen, und in 
einem baumbeſtandenen Wieſenhange bei Görlitz leine Thingplätze 
erhalten. Über die Seier des erſten Spatenſtiches zum Bau des Thing⸗ 
platzes am Annaberg brachte ein polnisches Blatt, der Kattowitzer 
„Katolik Poljki“ (pom 17. Juli) einen Bericht, in dem ſich dieſes 
Blatt verpflichtet fühlte, den Katholizismus vor der ihm von den 
volksverbundenen Kultſtätten her „drohenden Gefahr“ zu retten. Es 
heißt in dieſem Artikel, der eine weitgehende Verjtändnislojigkeit für 
die neuen Ausdrucksformen nationalſozialiſtiſchen Hemeinſchaftslebens 
beweiſt, u. a.: „Wir ſind gewiß, daß das katholiſche polniſche Volk 
ſich nicht auf diefes heidniſche Blendwerk (9 einlafjen wird. Dagegen 
erfahren wir von ſogenannten deutſchen Pilgerfahrten aus Polniſch⸗ 
Oberſchleſien nach dem Annaberg, die von verjchiedenen Katholischen 
Verbänden, Deutſchen Kongregationen ſowie Frauen- und ütter⸗ 
vereinen organifiert wurden. ... Wir find deſſen gewiß, daß die 
deutſchen Verbände weiter Pilgerfahrten auch nach der Chingltätte 
organisieren werden, die für fie eine Wallfahrtſtätte fein ſoll. Es 
wäre ſehr erwünscht, wenn ſich unjere höheren geiſtlichen Behörden 
für dieſe Sache näher interejjieren und den Ortspfarrern oder ihren 
Vertretern verbieten würden, ſolche deutſchen Pilgerfahrten, die der 
katholiſchen Kirche durchaus keinen Nutzen bringen, zu begünſtigen. 
Die Ausfuhr von polniſcher Währung nach Oeutſchland durch poli- 
tiſche Pilger iſt auch vor allem für die betreffende Perſon ſelbſt 
ſchädlich. Die deutſchen Pilgerfahrten aus Polniſch-Oberſchleſien nach 
dem Annaberge und nach anderen dortigen Ortschaften werden wir 
jetzt nicht aus dem Auge laſſen. Die Pilger find anjtatt mit geläuter⸗ 
ten Seelen mit einem tüpiſch preußischen Hochmut zurückgekommen, den 
ſie in den Pilgerheimen erworben haben, und den ſie jetzt in den 
Chingſtätten erhalten werden.“ 


Auslandsreiſen, Auswanderung und Nückwanderung. 


Im Jahre 1933 wurden in Polen insgeſamt 30 500 Neile⸗ 
päſſe für Neiſen ins Ausland an polniſche Staats- 
angehörige ausgegeben. Begzeichnenderweiſe haben nur 
10 v. H., nämlich 3100 Reijende, den vollen Betrag der Paßgebühren 
entrichtet, während die übrigen Neiſenden ermäßigte oder ge⸗ 
bührenfreie Päſje erhielten. Die Entrichtung der hohen 
Sebühr von 400 Sloty bildet demnach die Ausnahme und nicht die 
Regel. Unter den Paßgebühren leiden insbeſondere die Ange- 
hörigen der deutſchen Volksgruppen, die wegen der 
hohen Gebühren ihre Verwandten und Freunde in Deutſchland viel⸗ 
fach nicht beſuchen können. Ermäßigte Päſſe werden haupt- 
ſächlich Kaufleuten und Gewerbetreibenden erteilt, wenn ſie den ge⸗ 
ſchäftlichen Sweck der Neiſe nachweiſen können. Auswanderer und 
zur Übernahme eines Arbeitsplatzes ins Ausland reiſende Perjonen 
erhalten unentgeltliche Päſſe. Im Jahre 1930 wurden noch 
114 200 Reifepälfe ausgejtellt, die Zahl der Auslandsreiſen hat Jich 
von Jahr zu Jahr verringert, um innerhalb von vier Jahren auf faſt 
ein Viertel zu ſinken. (Während nur 30500 Perſonen im ver- 
gangenen Jahre Polen verlaffen haben, wurde 220000 Aus- 
en die Einreijfegenebmigung nach Polen er- 
teilt. 

In den erſten vier Monaten dieſes Jahres Jimd 
aus Polen 8507 Perſonen dusgewandert, von denen 2979 ſich nach 
europäiſchen Ländern und 5528 nach Überſee begaben. Die Rück 
wanderung betrug 5042 Perſonen, fo daß ſich der Wanderungsverluſt 
Polens in den erſten vier Monaten auf 3465 Perſonen ſtellt. Auf 
die einzelnen Staaten entfallen folgende Auswandererzahlen (in Klam⸗ 
mern die Zahl der Nückwanderer): Frankreich 2979 (3570), Deutſch⸗ 
land 252 (129), übrige europälſche Staaten 278 (683), Amerika 415 
(28), Kanada 558 (208), Argentinien 624 (283), Braſilien 786 (8), 
Uruguay 82 (11), Paläftina 2827 (37), übrige Überſeeländer 236 
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(85). Was die Paläjtinaauswanderer und -rückmwanderer anbetrifft, 
Jo handelt es ſich ſelbſtverſtändlich um Juden. Auch die Mehrzahl 
der Nückwanderer aus Deutſchland dürften Juden ſein, während die 
Auswanderer nach Deutſchland in der Mehrzahl der deutſchen Volks- 
gruppe angehören. Unter den polniſchen Auswanderern befindet ſich 
ein nicht unerheblicher Teil von Angehörigen der anderen Volks- 
gruppen, namentlich Ukrainer und Weißruſſen. 


Bevölkerungspolitiſche Auseinanderſetzungen. 


Die Polniſche Cugeniſche Seſellſchaft hat, wie die 
chriſtlich-demokratiſche „Polonia“ berichtet, einen Heſetzentwur;! 
über die Erbkrankheiten ausgearbeitet. Gegen diejen wendet 
ſich das Blatt an leitender Stelle, weil es darin hitleriſche Vor- 
bilder erblickt. Manche im Entwurf vorgeschlagenen Alaßnahmen, 
die die „polniſche Rafje“ verbeſſern und geſund erhalten ſollen, ſeien 
nach deutſchem Vorbild gehalten. Beſonders bekämpft das Blatt 
die Sterilifierung und die Geburtenverbinderung, 


die der hitleriſchen Seſetzgebung entnommen Jeien und im Wider 


ſpruch zu den Vorſchriften der katholiſchen Kirche 
ſtänden. ‘Der Papſt habe bereits in feiner „Enzyklika Caſtum Con 
nubii“ an die Grundſätze der Kirche, die dieſe Probleme betreffen, 
erinnert und die im Geſetzentwurf über die Erbkrankheiten vorge- 
ſchlagenen Mittel als eine „ſchwere Sünde“ verurteilt. Auch der 
polniſche Episkopat habe ſich über dieſe Angelegenheiten klar und 
unzweideutig geäußert und die Forderungen der Cugeniſchen Geſell⸗ 
ſchaft abgelehnt. Da dieſe Geſellſchaft jetzt „für die neue Hitler 
Moral Propaganda mache“, müſſe die katbolifche öffentliche Meinung 
bei Seiten gegen dieſe Apojtel einer neuen Aloral auftreten. 


Internationale Univerſitätskurſe in Gdingen. 


In Gdingen wurden die diesjährigen, ſeit einigen Jahren ver- 
anſtalteten Univerjitätsferienkurje eröffnet. Der rumä- 
niſche Gejandte in Warſchau Cedere, Vertreter Süoflawiens, Ungarns 
und der Stadt Preßburg nahmen an der Seier teil. Neben polnijchen 
Studenten ind bulgariſche, tſchechiſche, eſtländiſche, 
jüdflawiſche und rumänische Studenten zu den diesjährigen 
Kuren erſchienen. Aufgabe dieſer Serienkurſe iſt es nach dem 
Programm, „die ausländiſche ſtudierende Jugend mit 
dem zeitgenöffiſchen Polen bekannt zu machen und 
zwilchen ihr und der polniſchen akademiſchen Jugend Bande herzlicher 
Freundſchaft zu knüpfen“. 

Duulſchellawilche. Qberlchulen. 


In den oſtpreußiſchen Wirtſchaftskreiſen macht ſich eine allge- 
meine Stimmung für die Einführung des ruflfiſchen 
Sprachunterrichts an den oſtpreußiſchen höheren 
Schulen ſchon von der Mittelftufe an bemerkbar. Man begründet 
dieſe Sorderung damit, daß an Stelle der jetzt gelehrten franzöſiſchen 
Sprache die Kenntnis der rufſiſchen Sprache für Kaufleute, 
Ingenieure und Landwirte ungleich weſentlicher und be⸗ 
deutungsvoller ſei. Sweifellos hat ein ſolcher Plan für den deutschen 
Osten eine beſondere praktiſche Bedeutung. Er lenkt den Blick auf 
die Frage, wieweit überhaupt durch den Sprachunterricht der Um- 
ſtellung der ganzen Nation gegenüber den Oftfragen Rechnung ge- 
tragen werden kann. Denn von gleicher Wichtigkeit für unfere 
nationalen Intereſſen im Often iſt die Kenntnis der östlichen Sprachen. 
In dieſem Suſammenhange ijt darum der Plan aufgetaucht, nach dem 
Vorbild der Deutſch-Nuffiſchen Höheren Schule in 
Berlin, deren Eigenart darin beſteht, daß ſie zwei Mutter- 
und Unterrichtsſprachen hat, nämlich Deutſch und Nulſiſch, 
planmäßig weitere deutſche Oberſchulen mit flawiſchen Sprachen zu 


3⁵8 


FAE 


Das Parzellierungsprogramm. 


Es heißt, daß ſich ein Sünfjabresplan für die Par⸗ 
jellierung in Vorbereitung befindet, nach welchem mindeſtens 
625000 ha in den nächſten fünf Jahren parzelliert werden ſollen. 
Suerſt werden die ſtaatlichen Beſitzungen parzelliert, deren 
Pachtzeit in dieſen Jahren abläuft. Weiter werden die im Beſitz 
der Staatlichen Landwirtſchaftsbank befindlichen Güter 
und die privaten Güter parzelliert werden, die wegen Nichtbezahlung 
der Verbindlichkeiten von der Landwirtſchaftsbank übernommen 
werden. Ebenſo werden auch alle die Güter parzelliert werden, die 
von den Hupothekenbanken und Kreditinſtituten aus dem gleichen 
Grunde übernommen werden müſſen. Man erwartet auch eine erhöhte 
Privatparzellierung, die ſich allerdings nach Maßgabe der 
Realisierung der 4,5progentigen Pfandbriefe für Parzellierungskredite 
der Landwirtſchaftsbank entwickeln wird. In Landwirtſchaftskreiſen iſt 
man der Anſicht, daß die tatſächliche Parzellierung die Voranſchläge 
der nächſten Jahre übertreffen wird, was mit der ſchlechten Wirt- 
ſchaftslage des Großgrundbeſitzes im Zuſammenhang ſteht. Für das 
Jahr 1934 iſt eine Suſammenlegung (Kommaſſierung) von 
410 ooo Hektar vorgeſehen. Bis zum Jahre 1938 Jollen in Polen 
rund 410000 Bauernwirtſchaften mit insgeſamt 2 320 900 Hektar von 
der Zujammenlegungsaktion erfaßt werden. Im Suſammenhang damit 
925 auch Meliorationsarbeiten in größerem Umfange 
geplant. 


Sedenkfteine für die litauiſchen Ozeanjlieger bei Soldin. 


Im Sommer vorigen Jahres ſtürzte das lit auiſche Slug- 
zeug „Litouanica“, das mit zwei Sliegern, von Amerika kommend, 
den Atlantik überquert hatte, bei Soldin ab. Hierbei fanden die 
beiden Flieger den Cod. Aus Anlaß der Wiederkehr diefes Tages 
weilten Mitglieder der litauiſchen Geſandtſchaft aus Berlin an der 
Abſturzſtelle und weihten den Toten ein ſtilles Gedenken. Es iſt ge- 
a an dieſer Stelle im Walde ein ſchlichtes Mal zu er- 
richten. 


Leltiſierung der Ortsbezeichnungen in Lettland. 


Auf Grund einer Verordnung der Preſſeabteilung der lettlän- 
diſchen Regierung mülſen ab 15. Juli d. F. lämtliche Orts- 
be zeichnungen innerhalb Lettlands, ſowie alle 
anderen geographiſchen Namen auch in der deutſchen 
Preſſe Lettlands in der lettiſchen Form gedruckt werden. 
Hiſtoriſche Namen, wie Livland, Kurland, Mitau, Düna uſw. werden 
durch Vidzeme, Kurzeme, Jelgawa, Daugava uſw. erſetzt. Im amt- 
lichen Verkehr waren die lettiſchen Bezeichnungen bereits dor längerer 
Seit eingeführt worden. 


Aus der Diplomatie. 


Der eſtniſche Seſandte in Warſchau, Pu ſt a, iſt nach Reval ab- 
gereiſt und wird, wie verlautet, auf ſeinen Poſten nicht mehr zu- 
rückkehren. \ 

Die rumäniſche Negierung hat das Agreement für den Nachfolger 
des zum Botſchafter in Aloskau ernannten bisherigen Bubareſter 
deulſchen Geſandten Graf von der Schulenburg erteilt. Der neue 
deutſche Geſandte in Buhareſt iſt der bisherige Geſandte in Dublin, 
von Dehn⸗- Schmidt. 


Neuer Gauleiter für Pommern. 
Der Gauleiter von Pommern, Wilhelm Karpesſtein, wurde 


ſchaffen, und zwar neben deutſch-rufſiſchen ſowohl dae Hen leine wiederholter Nichtbefolgung von Anordnungen vom Führer 


wie deutſch-tſchechiſche Oberſchulen. Der Direktor der Deutſch⸗ 
QAuffifchen Höheren Schule, der dieſen Plan in der Seitſchrift für 
höhere Schulen erörtert, ſchlägt für den Anfang etwa 45 ſolcher An- 
ſtalten in den verſchiedenſten Städten Deutſchlands vor. Dem Reichs- 
erziehungsminiſterium ſoll bereits eine Denkjchrift vorliegen, in der 
der hier angedeutete Gedanke eine Erweiterung in der Richtung findet, 
daß in geeigneten Städten auch deutſch-eng⸗ 
liſche, deutſch⸗fkandinaviſche und deutſchita⸗ 
lieniſche Schulen errichtet werden, jo wie es in Preußen 
bereits eine Neihe deutſch-franzöſiſcher Gymnafien gibt. Damit Joll 
auch auf dem Gebiete der Schule den anders gearteten Außenbefie⸗ 
hungen des neuen Deutſchland Rechnung getragen werden. 


Konflikt in der polniſchen Regierung? 


Der Kurs der polnischen Negterung, ob mehr rechts oder mehr 
links, ſcheint immer noch nicht endgültig feſtzuliegen. In Warſchau 
geht ſeit einiger Seit das Gerücht um, daß zwiſchen dem Minifter- 
präſidenten Kozlowſki und dem Sinanzminifter Sawadzki eine 
grundſätzliche Meinungsverſchiedenheit hinſichtlich der zur Durch- 
führung des Agrarprogramms im Sinanzrejjort notwendigen Maß- 
nahmen beſtehe. Kozlowſki, heißt es, ſtehe auf dem Standpunkt, daß, 
um der notleidenden Landwirtſchaft zu helfen, in erſter Linie die 
Preiſe für Monopolartikel und kartellierte &r- 
jeugnijje herabgeſetzt werden müßten, während der Sinanz- 
minister eine volle Preisermäßigung mit Rückſicht auf eine etwaige 
Gefährdung des Staatshaushaltes ablehne. Im Suſammenhang mit 
diefem Konflikt verlautet auch, daß die Regierung die Abſicht haben 
ſoll, das Tabakmonopofl gegen eine ausländiſche 
Anleihe ju verpachten. 


eines Poſtens enthoben. Zum Gauleiter von Pommern wurde der 
Parteigenoſſe Franz Schwede, bisheriger Oberbürgermeiſter don 
Koburg, ernannt. 

Zum neuen Gauleiter von Pommern wurde der Pg. Stanz 
Schwede, der bisherige Oberbürgermeiſter von Koburg, ernannt. 
Franz Schwede iſt mit der Mitgliedsnummer 1584 eines der älteſten 
Mitglieder der RSD AP.; er wurde im Memelland geboren, 
machte den Weltkrieg bei der Marine mit, nahm an der Verſenkung 
der Slotte vor Scapa Slow teil und kam 1921 aus englischer Sefangen- 
ſchaft. Pg. Schwede wurde durch Jeinen erfolgreichen Kampf in 
Koburg bekannt; vor allem dank ſeiner Arbeit erreichte die NS AP. 
hier zum erſten Male die abſolute Mehrheit und damit wurde 
Koburg die erſte nationalfozialiſtiſch regierte 
Stadt in Deutſchland. In Koburg organiſierte Pg. Schwede 
bereits 1930 den erſten Freiwilligen Arbeitsdienſt. 


NN Ferienfabrl — 
ins schöne Shlefierland! 


„%%„„%„%„%„„„%„ rn 


359 een 


Der Filzhut. 


Der kleinen Neſidenz „Suunenburch“ des ritterlichen St.-Jobanniter- 

Ordens der Ballei Brandenburg ſtanden wieder einmal feſtliche Cage 
evor. 
_ Der tätige, weile Regent im Orden, Moritz, Fürſt von Naſſau, 
Heerführer im Dreißigjährigen Kriege und Gouverneur von Nieder- 
ländiſch-Braſtlien, Herrenmeifter von 1652 bis 1679, war anläßlich 
der nahenden Nitterſchlagsfeier, die an dem hohen, denkwürdigen Tage 
alle Johanniter-Ordensritter in dem kleinen neumärkiſchen Städtchen 
vereinigte, ſchon einige Wochen vorher nach Sonnenburg gekommen. 
Der Sürjt, der zwei kleine Simmer im Weſtteil des Johanmter-Ordens- 
ſchloſſes bewohnte, genoß als Wohltäter der Untertanen und Armen 
im ganzen Sternberger Land Volkstümlichkeit. 

Wenn er in Sonnenburg weilte, um in den angrenzenden Wäldern 
zu jagen, kamen der Untertanen viele, deren vorgetragene Bitten und 
Wünſche er auch meiſt erfüllte. Und als gottesfürchtiger Mann wohnte 
er ſonntäglich, gleichermaßen als Vorbild für Jeine Untertanen, dem 
Gottesdienſte in der Ordenskirche bei. 5 
0 ‚er Särit, aber war ſtels ungehalten darüber, daß etwelche ſeiner 
Untertanen ſich in der Kirche befanden, die ihre großen, breitkrempigen 
Silzbüte auf dem Kopfe behielten und ſelbſt beim Gebet ihre Häupter 
nicht entblößten. Jedesmal tat er dem Geiſtlichen ſeinen Unwillen 
über das ungebührliche Verhalten der Leute im Gotteshauſe kund, 
ließ ſie auch mündlich verwarnen, bis eines Cages eine ſeltſame Be- 
kanntmachung des wohlweiſen Regenten über eine verhängte Strafe 
erging, die allgemeines Aufſehen erregte und alſo ſchloß: 

„Es it auch nicht vorbey zu gaben (daß) weil mehr höchſtged. Sürjt 
Joh. Moritz den Gottesbienſt allzeit mit großer Devotion beygewohuet 
(bergegen einige Unterthanen nicht einmal bey dem Gebet die Häupter 
entblößen wollen). Er dieſelben anfangs warnen (und weil ſie ſich 
nicht daran gekehret) endlich ein Jonderliches Andenken einer Strafe 
gegen jolche Verächter des Gottesdienſtes ergehen und dem einen den 
Hut abnehmen und öffentlich in der Kirche anſchlagen laſſen.“ 

Am Cage der Nitterſchlagsfeier nämlich war viel Volk in die kleine 
Kirche geſtrömt. Vor dem Altar ſaßen linker- und rechterhand auf 
Stühlen und Bänken die Ritter und boten in ihren glänzenden Se— 


wändern einen prachtvollen Anblick, In der Mitte ſtand Moritz von 
Naſſau mit dem Schwerte in der Hand, um den Ritterſchlag vorzu- 
nehmen bei den neuen Herren, die zur Aufnahme in den Johanniter- 
Orden für würdig befunden waren. 

Während der Predigt ließ der Sürjt die Blicke über Jeine Getreuen 
jehweifen und mujterte auch die Untertanen, die Kopf an Kopf die 
Kirche füllten. Da wurde er plötzlich einen Siſcher gewahr, der, um 
beſſer ſehen zu können, den Hals in die Höhe reckte und die anderen 
Beſucher um Haupteslänge überragte. Das war an Jich keine Sünde. 
Aber auf dem Kopfe des Mannes thronte ein großkrempiger Silzhut. 

Der Mann hatte in der Neugier vergeſſen, ſein Haupt in der Kirche 
zu entblößen. Sogleich entfachte der Sottloſe, der ſich nicht an die 
Vermahnung kehrte, den Unwillen des Fürſten, und in ſeinem Sorn 
gab er Anweisung, ſofort eine Strafe in Kraft treten zu laſſen. Er 
schickte einen Jeiner Begleiter zu dem „Verächter des Gottesdienſtes“ 
und ließ ihm den Hut vom Kopfe nehmen. Der Bauer, in dem 
Glauben, daß ihm der Sürſt eine noch größere Strafe auferlegen würde, 
flüchtete eilig aus der Kirche, ſeinen Hut im Stiche laſſend. 

Der Filzhut aber, der rund um die Krempe eine Noßhaartroddel 
trägt und wohl einen Durchmeſſer von nahezu 59 Sentimeter hat, 
wurde in der Kirche aufgehängt mit der folgenden Mahnung des 
Sürjten darunter: 

„Hier Jollen die Hute und Mutzen Aller deren Groben etc. welche, 
als man den Allerhöchſten mit Seſaug anruffet, Lobet und Danket 
ee Respect auff den Köpffen Sitzen laſſen angeſchlagen 
werden.“ 

Seitdem Jind Jahrhunderte vergangen. Aber es hat ſich nicht er— 
eignet, daß ein ziveiter Hut ſich zu dem erjten geſellte. Die Strafe, 
die dem Gemaßregelten auch Hohn und Spott eintrug, hatte für alle 
Seit gefruchtet. 

Der großkrempige Filzhut aber hängt noch heute in der Ordens— 
kirche zu Sonnenburg mit der energiſchen Vermahnung darunter an 
alle, die ihre „Hute und Mutzen ohne Neſpect auff den Köpffen ſitzen 
laſßen.“ Paul Dahms. 


Lom Totenglauben in der nördlichen Grenzmark. 


Nicht weit von der heutigen polniſchen Grenze entfernt, vom Bahn- 
hof Sirchau aus Jichtbar, liegt das Kloſter Sacobsdorf. In 
der Gruft der Kloſterkirche ruhen die ehemaligen Herren von Jacobs— 
dorf. Betritt man die Gruft, ſo ſtößt man in der mittleren Kammer 
auf einen geköpften Leichnam. Sm Volke hat ſich um dieſen Toten 
in der Gruft zu Jacobsdorf eine Sage gebildet, die noch heute im 
Kreiſe Schlochau umgeht und in mehr als einer Hinſicht aufſchlußreich 
iſt. Sie erzählt: „Nachdem dieſer Mann geſtorben, war es plötzlich 
im Kloſter nicht mehr geheuer. Su nächtlicher Stunde wurden Cüren 
von unsichtbarer Hand aufgeriſſen und zugeſchlagen, und gleich dar= 
auf erhob der große Bernhardiner im Kloſterhof ein lautes Geheul 
und Gewinſel. . ... Er machte dabei Bewegungen, als ob er Jich 
gegen einen Angreifer wehre. So ging es eine geraume Seit... 
Es gab wohl keinen Sweifel mehr: Der Letztverſtorbene war ein 
Ungeheuer, das im Grabe keine Ruhe fand, und da 
er an den frommen Brüdern des Klosters keinen Anteil hatte, rang 
er mit irgendeinem warmblütigen Weſen, mit dem großen Hofhund 
des Klosters. Man wollte dem unheimlichen Treiben ein Ende be- 
reiten, und Jo jtellten Jich denn eines Nachts mehrere beherzte Männer 
mit verdeckten Windlichtern und einem Spaten auf die Lauer. Cben 
verzitterte der Con der IJ. Stunde in der dunklen Nacht, da hörten 
ſie wieder das bekannte Geräusch, und wieder heulte der Bern— 
hardiner ſchauerlich auf und riß wild an ſeiner Kette. Da machten 
die Männer plötzlich Licht und öffneten die Tür zum Grabgewölbe. 
In demfelben Augenblick ließ der Geiſt vom Hunde ab, und es huſchte 
wie ein Windzug an ihnen vorüber. Sie ſprangen ins Gewölbe und 
bemerkten, daß der Tote, der die Hände voll Hundehaare hatte, Jeit- 
lings im Sarge lag. Da jtachen fie ihm mit dem Spaten den Kopf 
ab, ein dünner, roter Blutſtrahl ſprang hoch, dann legten ſie den 


0 Jubi. Ni fur Mutler und Kind! 


Sa zwiſchen die geöffneten Füße. Von nun an hatte der Tote 
Ruhe.. .“ 

Gewiß eine unheimliche Sage, und wenn uns auch der Bericht— 
erſtalter, der fie im „Kreiskalender für den Kreis Schlochau“ wieder- 
gegeben hat, verſichert, daß er ſie von mehreren zuverläſſigen Leuten 
babe, jo werden wir doch das Ganze für eine Spukgeſchichte halten, 
wie ſie zu Hunderten auch heute noch im Volke umlaufen. Dem iſt 
jedoch nicht ſo. Tatfjächlich iſt der dort ruhende Leich⸗ 


nam geköpft worden, und zwar deswegen, weil 
man den Coten für ein „Ungeheuer“ hielt, wie 
unfere Sage es ausdrückt. Dieſer Sage liegt folgendes 


hiſtoriſches Ereignis zugrunde: Um 1750 jtarben in der weſt⸗ 
preußiſchen Samilie von Wollſchläger eine Reihe von Samilienmit— 
gliedern in kurzer Seit. In der Familie galt nun der zuerſt Ver- 
ſtorbene als Blutsauger, der die anderen ſeiner Sippe nach ſich ziehe. 
Um die unheimliche Sewalt des Toten zu brechen, wurde auf Be— 
ſchluß eines Familienrates der Leiche durch einen Neffen, den 1820 
verjtorbenen Joſeph von Woflfchläger, der Kopf abgeſchlagen. Da— 
bei wurde das hervorquellende Blut in einem Becher aufgefangen. 

In der oben erzählten Sage und der geſchichtlichen Catſache haben 
wir eine Reihe von Einzelheiten zum Bampyrglauben, der 
gerade im Oſten ODeutſchlands ſtark verbreitet iſt und noch 1913 zu 
einer Leichenſchändung als Folge dieſes Aberglaubens geführt hat. 
Eigentlich iſt ein Vampur ein Coter, der nachts ſeinem Grabe ent— 
jteigt, um Lebenden das Blut auszuſaugen. Jeder Vampur zieht 
Verwandte und Bekannte ins Grab nach. Dieſer Zug iſt in unſerer 
Sage ziemlich verwischt, wir hören nur, daß der Cote mit dem Hunde 
ringt. Dafür aber ſind Jo manche andere Süge dieſes unheimlichen 
Glaubens hier treu überliefert. So beſchlleßen beherzte Männer, 
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dem verderblichen Treiben Einhalt zu gebieten, indem der Leiche durch 
einen Spatenstich der Kopf vom Rumpf getrennt werden ſoll. Auch 
einen anderen wichtigen Hug dieſer Sagengattung hat unſere Über— 
lieferung noch feſtgehalten. Nach dem Köpfen ſpringt das rote Blut 
hervor, und der Kopf wird zwiſchen die Beine gelegt. 

Wenn eine ſolche Sage noch fajt 200 Jahre nach dem geſchicht— 
lichen Ereignis aus dem Volksmunde aufgezeichnet werden kann, dann 
muß der Glaube an den Vampur oder das Un- 
geheuer ſtar k verbreitet geweſen ſein und auch heute noch 
den Menſchen in ſeinen Bann ſchlagen. Dem iſt tatſächlich jo. Ein 
1 9 faſt vergeſſenes Büchlein, das den Aberglauben im Gebiete der 
nördlichen Provinz Grenzmark Pojen-Weltpreußen darſtellt, berichtet, 
daß der Glaube an den Vampyr (Dat Uhüi) in Weſtpreußen und 
Pommern vor rund 25 Jahren weit verbreitet geweſen iſt. Schon 
bei der Geburt iſt ein ſolcher Menſch an der haubenartigen Haut auf 
dem Kopfe, der ſogenannten Hlückshaube, zu erkennen. Auch 
heute noch will man im Kreiſe Schlochau das zukünftige Ungeheuer 
an dieſer Glückshaube erkennen. Um die Macht des Vampurs zu 
brechen, braucht man dieſe Glückshaube nur abzunehmen, zu röſten 
und dem Kinde das Pulver davon einzugeben, ein Nezept, wie man 
es vor etwa 25 Jahren auch empfahl. 

Wie man dem verderblichen Treiben des Ungeheuers Einhalt ge— 
bieten kann, hat unſere Sage bereits erzählt: man muß der Leiche 
den Kopf abſchlagen und ihn zwiſchen ihre Süße legen. Aber auch 
auf andere Art und Weiſe glaubt man die Gewalt des Ungeheuers 
brechen zu können. In dem erwähnten Büchlein ift zu leſen, daß man 
dem Leichnam ein Netz mitgeben muß, auch Joll man ihm 


Buchbeſprechungen. 


Beiträge jur Heimatkunde Oberſchleſiens. 
von der Heimatkundlichen Arbeitsgemeinſchaft des l han 
Philologenverbandes. Verlag der Leobſchützer Zeitung in Leobſchütz 
1924. Die erſte Arbeit (Dr. C. Bednara) des 164 Seiten umfaſſenden 
Bandes iſt ein Beitrag zur Samilienforſchung des Leobſchützer Landes, 
der die Stärke des Deutſchtums in Leobſchütz in der Seit des Huſſiten⸗ 
ſturmes und des Dreißigjährigen Krieges beweiſt. Eine längere 
Arbeit (Dr. Sottſchalk) gibt einen Nachweis der auf den Univer- 
ſitäten des Mittelalters ſtudierenden Oberſchleſier, aus der ſich 3. B. 
der damals deutſche Charakter der Univerſität Krakau ergibt. 
Studienrat Malewſ ki ſchreibt über die Säugetiere Oberſchleſiens 
in der Eiszeit und die Braunkohlenlager don Laband. Studienrat 
Konitzku macht Mitteilungen über das Wappen vom Garniſon— 
lazarett, iiber das Madonnabild zu Coſel und über §. A. Sebaſtian, 
einen oberſchleſiſchen Waler des 18. Jahrhunderts. Dr. Rram- 
c zunſki teilt eine Königs-Geburtstagsrede aus dem Jahre 1779 
mit. Und Studienrat Ernft Sdunia liefert mit ſeiner Arbeit über 
die ſchleſiſche Mundart im Kreiſe Leobſchütz einen wertvollen Beitrag 
zur ſchleſiſchen Mundartenforſchung. 

Die filberne Jungfrau von Gerhard Bohlmann. Leinen 
6 N., geh. 4 RM. 392 Seiten. — Wir haben einen neuen be- 
deutenden deutſchen Nomandichter. Mit 40 Jahren hat der oſtdeutſche 
Gerhard Bohlmann ſein erſtes Buch herausgebracht. Ein Meijter- 
werk: den Roman der Johanna d Arc. Eigentlich das Buch eines 
Volkes, das dem Untergange nahe ift, dem in dem einfachen Menſchen 
aus dem Volke die Rettung erſteht. Jene Ereigniſſe, aus Voltaire, 
Schiller, Shaw bekannt — von Bohlmann neu geſehen und geformt 
(wenn auch nicht immer hiſtoriſch bleibend) feſſeln uns ſo, als er⸗ 
führen wir alle Begebenheiten zum erſtenmal. Alle Geſtalten: 
Johanna, der Dauphin, Dunois, Talbot, Anhänger und Gegner ſind 


II. Band, herausgegeben 


neuartig, ganz in unſere Seit hinein paſſend, gezeichnet. Johanna iſt 
zum Gewiſſen ihres Volkes geworden. Darüber hinaus ein Symbol 
für das Geheimnis, für die nationale Kraft eines jeden Volkes 


ſchlechthin. Verfemte, Ausgeſtoßene, von den Bewohnern Domremis 
Verfolgte ſind die d' Ares. Sehr einſam und lieblos iſt Johannas 
Kindheit geweſen. Erſchreckend einſam, verkannt bleibt ſie, als ſie 
die große, ihr vom Schickſal auferlegte Aufgabe erfüllt. Mit traum- 
hafter Sicherheit trifft fie das Rechte. Aber bitterſchwer trägt ſie an 
diejer Miſſion: die Volkstümlichkeit, das Herrſchenmüſſen. Mehr zu 
willen und zu eben als alle andern ind ihre ſchwerſte Bürde. Um 
den Swieſpalt zwiſchen Krone und Volk zu überbrücken, um den ge- 
meinſamen Vorſtoß gegen den Seind ju erzwingen, beſchließt ſie, ſich 
zu opfern, ſich von den Engländern fangen zu laſſen. Da erhebt ſich 
einig das ganze franzöſiſche Volk und vertreibt die Seinde, Johanna 
iſt don den Engländern verbrannt worden. Sie ift das „Sinnbild der 
Lauterkeit und tapferen Treue im Geiſte. So möge fie wiederkehren 
durch die Menſchengeſchlechter bis in die letzten Zeiten: „Eine Leuchte 
über den dunklen Weg aller Verzagten, eine Flamme, an deren Rein= 
heit ſich der Wille verfallender Völker aufrichtet“. 


M. Heyne. 
Perſönliches. 


SDO-Landesjührer Kriebel. 

Der Landesführer Oſtmark des Bundes Deutſcher Oſten, Fried- 
rich Karl Kriebel, begeht am 3. Auguſt ſeinen 3 0. Geburts- 
tag. Kriebel wurde in Kempen (Poſen) geboren, beſuchte die 
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einen Pfennig unter die Zunge ſtecken. Daß man zum 
Schutz der Yebenden ein Sijchernet in den Sarg legen ſoll, wird auch 
für Chrbardorf im Netzekreis und für Krojanke berichtet. In der 
ellittelung über Krojanke heißt es übrigens auch, daß man dem 
Toten ein Geldſtück in den Mund ſtecken ſolle, um Jeine Wiederkehr 
zu verhindern. 


Ein Menſch, der im Tode zum Ungeheuer wird, zeichnet Jich nach 
dem Volksglauben im Kreiſe Schlochau häufig durch einen guten 
Lebenswandel aus. Dieſen Zug finden wir in einer zweiten Vampur⸗ 
jage aus dieſem Kreiſe. Auch fie iſt im Schlochauer Kreiskalender 
veröffentlicht worden: Ein wohlhabender und mildtätiger Belitzer 
namens Berndt war geſtorben, „. .. diejer Alann, deſſen Leben nur 
Srömmigkeit und Wohltun geweſen, war im Code ein Ungeheuer, 
das im Grabe keine Nuhe fand und ſeine Anverwandten nachholte. 
In Abſtand von wenigen Cagen ſtarben alle feine bereits erwachſenen 

inder. . .. Auch die Frau des Verſtorbenen lag ſchon auf dem 
Sterbelager, — da hörte ein neben der Kirche wohnender Beſitzer 
eines Nachts (es war im Winter) auf dem angrenzenden Kirchhof 
ein lautes Poltern. Er öffnete die Cürfpalte und Jah auf dem Sried⸗ 
hof Männer mit Karſt und Spaten im Schein einer Laterne beſchäfligt. 
Er ſchlug ein Kreuz, Ichloß „leife die Tür und ſagte zu ſeiner Frau: 
„Niu grauwe's Beendte up.“ — Nachdem die Gräber den Sarg frei- 
gelegt und geöffnet hatten, ſtachen Je dem Toten mit dem Spaten 
den Kopf ab. Ein roter Blutſtrahl jprang hoch auf. Dann ſchloſſen 
ie wieder das Grab. a a der Cote Ruhe. Die Frau wurde 
in wenigen Cagen geJund. Srich Bleich. 


Schule in Wir itz, Sneſen, Cremeſſen und das Symnaſium 
in Hohen lala. 1907 trat er in Culmfee in den Kommunal- 
dienſt ein, ging 1914 als Kriegsfreiwilliger an die Front, 
nach Ausbruch der Novemberrevolte trat er im Greniſchutz her⸗ 
vor und rief Volksräte in Culmſee und anderen Orten ins Leben. 
und leitete die Seitſchrift „Deutſcher Volksrat“. Als 
er jeine Weichſelheimat verlaſſen mußte, stellte Kriebel ſich jofort der 
aus dem Suſammenbruch erjtandenen neuen Ojtbemegung zur 
Verfügung; er nahm als Ortsgruppenleiter des Deutſchen Ojt- 
bundes in Frankfurt a. d. Oder an deſſen Arbeit führenden Anteil; 
er war Ortsgruppenleiter des Verbandes natio nal= 
gefinnter Soldaten, Sührer des ſpäter der SU. einge- 
gliederten „Bundes Grenfſchutz Oft“ und wurde im Frühjahr 
1933 zum Landesführer Oſtmark des BDO berufen. Mit 18 Jahren 
ſchon ſtand Kriebel in der völkiſchen Bewogung; er hat in 
der kaiferlichen wie vor allem in der Zeit der Novemberregierungen 
wegen ſeiner politiſchen Einſtellung manche perſönliche und behördliche 
Anfeindung und Surückſetzung erfahren. Im Auguſt 1919 ſchon wurde 
er in Danzig Mitglied der „Deutſchen Arbeiterpartei“, 
einer Vorläuferin der Hitlerbewegung. In Srankfurt a. d. Oder 
leitete er die erſte Kube -Verſammlung und ſtellte mit dem 
von ihm geleiteten „Grenzſchutz Oft“ den Saalſchutz für dieſe Ver⸗ 
ſammlung. Kriebel gehört zu den erſten Beamten, die es wagten, ſich 
offen zur NSDAP zu bekennen. Sowohl als Leiter der Seitjchrift 
„Deutjeher Volksrat“, wie als Mitarbeiter des „Oſtland“, des 
„Märkischen Adlers“ und vieler anderer nationaler Blätter hat 
Kriebel ſich auch durch zahlreiche Aufſätze, Abhandlungen und 
Novellen als Schriftſteller und nicht zuletzt auch durch ſeine 
gerade in oſtdeutſchen Kreiſen viel beachteten Gedichte als Lyriker 
einen Namen gemacht. 


* 
Geburtstage: Rudolf Fuck ſch, Poſtaſſiſtent i. R., in Berlin SIE68, Neuen⸗ 
burger Str. 35 (fr. O. P. Poſen), am 5. 8. 70 J. 
Geſtorben: Witwe Amanda Geß, geb. Patté, in Bad Sulza, fr. Pleſchen, 
am 8. 7. 77 J. 


Allen Bekannten aus dem Poſener CCC zur Nachricht, daß 


unſer lieber Vater und Großvater 
Lehrer i. R. Hermann Hoffmann 


(1888 1919 in Zlotnik, Krs. Poſen⸗Weſt) 
am 5. Juli 1934 im Alter von 74 Jahren ſanft entſchlafen iſt. 
Offb. Joh. 14, 13, 
Im Namen der Hinterbliebenen 
Eliſabeth Hoffmann 
Br (Oder), Margaretenſtraße 4. 


Wer kennt 


er ana der Frau Klara Mökel 
b. Piſchke, früher in Nakel a. d. 
Netze, zuletzt im Flüchtlingslager 
Winsdorf. Freundliche Zuſchr. erb. 
an Frau Marie Kottte, Kirchhallen⸗ 
Grafenwald 76/2, Weſtfalen. 


Beſucht den 
deutſchen Offen! 
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